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(Beginn: 14:02 Uhr)

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich begrüße Sie zur 21. Sitzung des Ausschusses für Wohnen, Bau und Ver-
kehr, einer Anhörung zur Rohstoffsicherheit für die Bauwirtschaft in Bayern. – Die 
Aufnahmegenehmigung für Presse, Funk, Fernsehen und Fotografen wird gemäß 
§ 140 der Geschäftsordnung erteilt, es sei denn, jemand ist nicht einverstanden. – 
Ich sehe, das ist nicht der Fall, und begrüße die Kolleginnen und Kollegen aus dem 
Wirtschaftsausschuss, die wir hinzugeladen haben. Herzlich willkommen! – Ich be-
grüße die Sachverständigen und weise Sie darauf hin, dass die heutige Anhörung 
öffentlich ist und live auf dem YouTube-Kanal des Bayerischen Landtags gemäß 
§ 138 der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag gestreamt wird. Eine Vi-
deoaufzeichnung erfolgt nicht. Alle Wortbeiträge und Ihre schriftlichen Stellungnah-
men fließen in das Wortprotokoll der Anhörung ein. Dieses wird auf unserer Aus-
schuss-Website veröffentlicht. Darauf haben wir Sie bei der Einladung hingewiesen 
und gehen von Ihrer Zustimmung aus.

Zum Ablauf: Zwischen 14:00 und 14:40 Uhr haben die Damen und Herren Sach-
verständigen die Möglichkeit, sich kurz vorzustellen und ein Eingangsstatement 
vorzutragen. Zwischen 14:40 und 16:20 Uhr werden wir die Fragen in zwei Blöcken 
diskutieren. Wir hoffen, dass Sie die Fragen aus dem Ausschuss beantworten kön-
nen. Dann wird es beim Imbiss noch ein Miteinander geben; wir haben die Erfah-
rung gemacht, dass die Gespräche beim Get Together durchaus sehr zielführend 
und erfolgversprechend sind. – Im Anschluss findet um 17:00 Uhr die reguläre Sit-
zung des Ausschusses für Wohnen, Bau und Verkehr statt. – Herr Stärker, ich darf 
Sie bitten.

SV Alexander Stärker (Familienbetriebe Land und Forst Bayern e. V.): Lieber Herr 
Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren! Vielen Dank dafür, dass Sie mir 
und uns heute die Gelegenheit geben, etwas zu sagen. Ich vertrete die Familien-
betriebe Land und Forst Bayern; das sind alle größeren land- und forstwirtschaftli-
chen Betriebe, die oftmals sehr langfristig, seit Jahrhunderten agieren. Viele 
Namen werden Sie kennen, beispielsweise den Wittelsbacher Ausgleichsfonds, 
Thurn und Taxis etc. pp. Das sind die großen Betriebe in Bayern und in Deutsch-
land. Auf unseren Flächen wird seit Generationen nachhaltige Forstwirtschaft be-
trieben. In Bayern wachsen pro Jahr ca. 33 Millionen Festmeter Holz nach, also ca. 
1 Festmeter pro Sekunde. Holz ist bei nachhaltiger Nutzung das Perpetuum Mobile 
der Rohstoffversorgung und geht niemals zur Neige. Bayern hat mit einem Vorrat 
von weit über 400 Kubikmetern Holz pro Hektar einen der größten Holzvorräte 
weltweit. Wir müssen mehr Holz einschlagen, um unsere Wälder in voller Funktion 
zu erhalten. Stilllegungen und Unternutzungen widersprechen der wissenschaftli-
chen Erkenntnis, dass die Artenvielfalt im Wirtschaftswald deutlich höher ist als in 
einem stillgelegten Wald. Fazit ist also, und das ist auch unser Handelsgrundsatz: 
Schützen durch Nützen.

Ich möchte noch kurz in Erinnerung rufen, dass in den nächsten 40 Jahren ca. 
500 Mal das Volumen von New York neu gebaut werden wird. Würde man 90 % 
der bis 2050 neu entstehenden Gebäude aus Holz bauen, würde das eine Spei-
cherung von 75 Gigatonnen, also 75 Milliarden Tonnen, CO2 bedeuten. Das ist der 
jährliche CO2-Ausstoß Deutschlands für ca. 150 Jahre. Holz kann also neben wei-
teren wichtigen Baustoffen eine ganz entscheidende Rolle spielen, da es im We-
sentlichen eine Kohlenstoffsenke ist. Fazit: Nachhaltige Forstwirtschaft ist der 
Schlüssel für die Zukunft unserer Wälder und wird ein wichtiger Baustein für das 
nachhaltige Bauen der Zukunft sein.
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SV Dipl.-Ing. Robert Viktor Scholz (Architekten und Ingenieure): Guten Tag. – Ich 
freue mich, hier eingeladen zu sein. Ich bin Architekt und bin auf diese Weise seit 
über 30 Jahren einer der Nutzer von Baustoffen bzw. berate die Nutzer von Bau-
stoffen. Aus dieser Sicht kann ich die Problematik heute beleuchten.

Baustoffe sind mittlerweile eigentlich mehr Halbzeuge, wie der Fachmann sagt, 
also bereits hoch verarbeitete Rohstoffe. Holz beispielsweise wird heutzutage zwar 
auch noch in natürlicher Form verbaut, aber eben immer weniger als reiner Bau-
stoff, sondern es wird oft bereits weiterverarbeitet zu KVH – Konstruktionsvollholz 
–, Brettschichtholz, OSB, MDF oder Spanplatten und so weiter auf dem Bau einge-
setzt. Auch Glas wird nicht mehr bauseits von Glasern handwerklich auf der Bau-
stelle eingesetzt wie früher einmal, sondern bereits als Bauteil industriell hergestellt 
und als Isolierglas oder Verbundglas, teilweise sogar komplett vermaßt in Fenster- 
und Verglasungselementen, Brandschutzelementen, Fassadenelementen und so 
weiter verbaut. Dann wird es auch nur noch so montiert. Insgesamt wurde aus dem 
Bau als einem rein handwerklichen Vorgang ein komplexer Prozess mit einem 
hohen Maß an industrieller Vorfertigung. Für diese Entwicklung sind einerseits ge-
stiegene technischen Ansprüche und daraus erwachsene Innovationen, aber auch 
gesetzlich gewünschte Vorgaben verantwortlich – und da kommt die Politik ins 
Spiel.

Beispiele dafür – gestatten Sie, dass ich da einen großen Bogen schlage – sind die 
Erfahrungen aus Bränden und verheerenden Feuersbrünsten, die im Mittelalter 
dazu führten, dass von Holz immer mehr auf nicht brennbare Baustoffe umgestellt 
wurde. Später, in moderneren Zeiten, zwangen Ölkrisen dazu, Heizenergie zu spa-
ren und Gebäude besser zu dämmen. In unseren Tagen wird versucht, den CO2-
Fußabdruck zu verringern. Jede Innovation führte zum Einsatz neuer Materialien 
und neuer Herstellungsmethoden für Bauelemente aus grundsätzlich heimischen 
oder importierten Rohstoffen. Der Gesetzgeber hatte durch die entsprechenden 
Regularien jedes Mal maßgeblichen Einfluss auf den Rohstoffeinsatz und den Ver-
arbeitungsaufwand. Aufwand und Nutzen stehen sich dabei auch gelegentlich ent-
gegengesetzt proportional gegenüber. Überall, wo Menschen entscheiden, kann es 
mal Fehlentwicklungen oder Irrwegen kommen, weil man zuvor nicht alle Folgen 
kannte und nicht bedacht hat, was meistens erst rückblickend erkannt wird. 
Manchmal ist das Altbewährte am Ende nicht das Schlechteste, weil es sich durch 
Langzeiterfahrungen bewährt hat. – Damit will ich es erstmal bewenden lassen.

SV Stefan Schmidmeyer (Baustoff Recycling Bayern e. V. München): Sehr geehr-
ter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren! Vielen Dank für die Einla-
dung. Ich bin Geschäftsführer des Baustoff Recycling Bayern e. V., eines Verban-
des, der die Interessen von 360 mittelständischen Unternehmen in Bayern aus der 
Baustoffrecycling- und -entsorgungsbranche vertritt. Unser Ziel ist es schon immer, 
die anfallenden, rückgebauten Materialien und Bauabfälle ordnungsgemäß und 
schadlos zu verwerten sowie gefährliche Abfälle auszuschleusen und zu beseiti-
gen. Aber vorrangiges Ziel ist es, die Kreisläufe zu schließen, also diese Abfälle als 
Rohstoffe zu betrachten und aus ihnen neue Sekundärrohstoffe und -baustoffe zu 
gewinnen. Das können wir; wir haben die Technik und das Fachwissen dazu. Wir 
haben da riesige Potenziale, die wir leider bisher nicht so ausschöpfen, wie wir es 
tun könnten. Unser Standpunkt zur Rohstoffsicherheit ist: Sekundärbaustoffe sind 
und werden in Zukunft immer mehr zu wesentlichen Bestandteilen der Rohstoffsi-
cherheit. Wir werden nicht alles ersetzen können; der Großteil wird weiterhin aus 
Primärbaustoffen und -rohstoffen zugeführt werden müssen. Aber die Potenziale, 
die wir auch im Sekundärbereich haben, müssen wir heben. Es ist wirklich an der 
Zeit, jetzt nicht nur Hemmnisse und Hürden, die für unsere Unternehmer aufgebaut 
wurden, benennen und darüber reden, sondern zu Schritten und ins Handeln zu 
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kommen, um diese Hemmnisse und Hürden abzubauen, damit wir vernünftig und 
sicher in die Zukunft starten können.

SVe Julia Möbus (Deutsche Säge- und Holzindustrie Bundesverband e. V.): Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Abgeordnete, sehr geehrte Damen und 
Herren! Auch ich danke sehr herzlich für die Möglichkeit, heute hier bei der Anhö-
rung auf die Potenziale von Holz als Rohstoff für das Bauwesen in Bayern hinzu-
weisen und vielleicht einige mögliche Veränderungen zu benennen, damit wir die-
ses Potenzial in den nächsten Jahren weiter ausschöpfen können. – Ich vertrete 
den Bundesverband der Deutschen Säge- und Holzindustrie mit 400 Mitgliedsun-
ternehmen, die sozusagen das Scharnier zwischen dem Waldbesitz und den ferti-
gen Holzhäusern bilden. Denn unsere Unternehmen stellen die Holzbauprodukte 
her, von Brettern und Balken bis zu den schon benannten Ingenieurholzprodukten 
– Brettschichtholz, Brettsperrholz, auch für den modernen Holzbau. In Bayern fin-
den wir tatsächlich nicht nur viel Wald, sondern auch viele Unternehmen in dieser 
Wertschöpfungskette. Im gesamten Bereich Forst und Holz gibt es nämlich über 
25.000 Unternehmen, die über 210.000 Beschäftigte haben. Holz ist also in Bayern 
nicht nur ein vorhandener und sehr wichtiger Rohstoff, sondern die Unternehmen 
sind auch in der Lage, Produkte herzustellen, die wir für klimafreundliches Bauen 
der Zukunft brauchen. Herr Stärker hat es schon erwähnt: Um die Klimaziele in 
Bayern zu erreichen, wird Holz künftig eine sehr wichtige Rolle spielen. In Bayern 
gibt es sehr viel Holz – sogar deutschlandweit am meisten. Die Ergebnisse der 
Bundeswaldinventur zeigen, dass die Wälder hier weiterhin nachhaltig bewirtschaf-
tet werden. Aber die potenzielle Verfügbarkeit heißt natürlich nicht, dass das Holz 
aus dem Wald bei uns in der Verarbeitung landet, sondern in seinen Weg dahin 
stellen sich tatsächlich einige Beeinträchtigungen – seien es die Genehmigungs-
verfahren, sei es die Holzernte, seien es aber auch politische Initiativen, die zu 
Nutzungsbeschränkungen oder zur Erschwerung der Holzbereitstellung führen, wie 
beispielsweise die EUDR, die ich später noch gerne benennen möchte. Für die 
langfristige Rohstoffsicherung im Bereich Holz für das Bauwesen ist es wichtig, die 
Wälder zu bewirtschaften und das Holz rauszuholen, zu verarbeiten und Platz für 
jüngere Bäume zu machen, um die Wälder tatsächlich für die Zukunft zu erhalten 
und um die nötigen Ressourcen für das Bauwesen bereitzustellen. Deswegen sit-
zen wir ja hier.

Neben der Verfügbarkeit des Rohstoffs Holz werden die Rohstoffe für das Bauwe-
sen durch Energie-, Arbeitskosten und politische Regulierung auch im Bereich 
Bauwesen bestimmt. Auf die technischen Vorgaben und die Genehmigungsprozes-
se werden wir später sicher auch noch eingehen. Für uns ist es tatsächlich bedau-
erlich, dass der Holzbau nach wie vor durch überholte Vorgaben diskriminiert wird, 
wenn in Bayern so viel Holz in den Wäldern steht, das wir nutzen können.

Eine positive Nachricht möchte ich vorwegschicken: Bayern ist eines der ersten 
Länder, die die neue Muster-Holzbaurichtlinie eingeführt haben. Da wurde also be-
reits ein Hemmnis beseitigt. Sie haben ja auch noch einige andere Gesetze auf 
den Weg gebracht. Aber aus unserer Sicht bestehen weiterhin Hemmnisse beim 
Einsatz von Holz im Bauwesen, die dann hoffentlich auch durch die Holzbauinitiati-
ve Bayern zur Stärkung des Holzbaus ausgeräumt werden. Das Wichtige ist: Wir 
haben Holz in den bayerischen Wäldern, wir haben Unternehmen, die es verarbei-
ten können, und hier wird auch klimafreundlicher Wohnraum gebraucht. – Vielen 
Dank.

SV Manfred Hoffmann (Arbeitsgemeinschaft Bayerischer Bergbau- und Mineral-
gewinnungsbetriebe e. V.): Vielen Dank für die Einladung. – Die ABBM hat einen 
gewissen Schwerpunkt im Bergbau; auch Großunternehmen wie Knauf sind Mit-
glieder, aber auch mittelständische Unternehmen. Ich selbst komme aus einem 
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mittelständischen Unternehmen, das die Neuburger Kieselerde abbaut, die eher 
ein Industriemineral ist.

Bayern ist reich an mineralischen Baurohstoffen, die hier auch in einer vernünftigen 
Verteilung vorkommen. Aber der Zugang wird immer mehr erschwert. Durch den 
beschränkten Zugang entsteht die Gefahr, dass die Transportwege länger werden, 
was das Bauen verteuert. Wie bei Holz oder anderen industriellen Stoffen ist das 
Genehmigungsrecht zudem relativ schwierig und natürlich auch in der Bevölkerung 
emotional aufgeladen geworden. Obwohl man in Bayern nicht einmal einen Quad-
ratkilometer von insgesamt 70.000 Quadratkilometern für die ganze Rohstoffbran-
che benötigt, ist das Thema vor Ort sehr emotional. Da wird von Eingriffen gespro-
chen – aber diese Eingriffe sind bezüglich der Wirkungen auf den Naturschutz eher 
positiv, weil sie Trittsteine für Arten bilden, die im Umfeld keinen Lebensraum mehr 
finden. Sie waren früher beispielsweise in den Flusslandschaften. Die Flüsse sind 
aber durch Begradigungen und immer mehr Kultivierung keine Lebensräume mehr 
für Rohbodenbesiedler, also Lurche und andere seltenen Tiere; diese könnten 
eventuell durch den Rohstoffabbau betroffen sein. Sie sind nicht trotz des Rohstoff-
abbaus, sondern wegen des Rohstoffabbaus da. Dennoch ist das Thema emotio-
nal aufgeladen und schwierig.

Im Genehmigungsrecht ist es wie üblich: Die Behörden haben keine fachkundigen 
Leute mehr und müssen dann oft auf die höheren Behörden zurückgreifen. Das 
macht das ganze Verfahren unhandlich; es gibt einen Generationswechsel, es gibt 
Unsicherheiten und ein Verbandsklagerecht, das zusätzliche Hürden in das Ge-
nehmigungsverfahren bringt. Diese Dinge werden auf die Dauer den Rohstoffab-
bau sehr stark behindern. – Dabei möchte ich es schon belassen. Die Chancen für 
diese Massenrohstoffe liegen darin, dass sie Enabler sind – sie sind etwas, was 
andere Branchen brauchen, um überhaupt tätig werden zu können, und was wir für 
den Wohnungsbau und für den Straßenbau sowieso brauchen.

SV Dipl.-Ing. (FH) Georg Gerhäuser (Landesverband Bayerischer Bauinnungen): 
Ich vertrete den Landesverband der Bayerischen Bauinnungen. Wir haben in erster 
Linie Mitgliedsbetriebe aus dem Hoch- und Tiefbau und dem weiterverarbeitenden 
Ausbaugewerbe wie Wärme, Kälte und Schallschutz. In der Regel verwenden wir 
weiterverarbeitete Rohstoffe. Rohstoffe wie Schotter und Sand sind zwar auch 
dabei, aber nicht unbedingt die Regel. In der Regel werden die Rohstoffe verarbei-
tet, bevor wir sie verwenden. Aber ein Großteil wird bei uns in der Verwendung ab-
gedeckt. Einige Mitgliedsbetriebe sind neben ihren Bauausführungsaktivitäten 
durchaus in der Rohstoffgewinnung und im Recycling von Baustoffprodukten tätig. 
Aber das sind eher wenige Betriebe. Von daher haben wir nicht auf alle Fragen 
antworten können, aber da, wo wir uns beteiligen konnten, haben wir gerne geant-
wortet.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Herr Dr. Kling, willkommen bei uns. 
Ich will nicht verheimlichen, dass Sie derjenige sind, der die heutige Anhörung initi-
iert hat. Dafür danke ich Ihnen sehr herzlich. Der Ausschuss hat die Anregung sehr 
gerne aufgenommen. – Ich erteile das Wort Herrn Georg Fetzer.

SV Georg Fetzer (Bayerischer Industrieverband Baustoffe, Steine und Erden e. 
V.): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Der Dank geht zurück an Sie dafür, dass wir 
hier sein dürfen. – Ich bin ehrenamtlicher Präsident des Bayerischen Industriever-
bandes Baustoffe, Steine und Erden. Meinen Lebensunterhalt verdiene ich als Ge-
schäftsführer eines mittelständischen Kies- und Fertigbetonunternehmens mit 
Standorten im Ostallgäu und im Unterallgäu. Der BIV vertritt rund 420 überwiegend 
mittelständisch organisierte Betriebe, die mineralische Rohstoffe wie Sand, Kies, 
Felsgestein gewinnen bzw. Baustoffe wie Beton, Mörtel, Gipskartonplatten und Na-
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turwerksteine herstellen. Der jährliche Bedarf an mineralischen Rohstoffen beläuft 
sich allein in Bayern auf rund 150 Millionen Tonnen; davon werden geschätzt 
120 Millionen Tonnen direkt über den Einsatz in Beton und Asphalt an die Bauwirt-
schaft geliefert, insbesondere die Massenrohstoffe Sand und Kies. Mineralische 
Rohstoffe sind nicht nur im übertragenen Sinne das Fundament einer modernen 
Gesellschaft. Ob Wohnhäuser, öffentliche Bauten, Krankenhäuser, Schulen, Mu-
seen und dergleichen – ohne Roh- und Baustoffe ist keine menschliche Zivilisation 
denkbar. Bayern ist reich an mineralischen Rohstoffen, die für all die benannten 
Bauaufgaben benötigt werden. Die Bauwirtschaft ist darauf angewiesen, dass mi-
neralische und Baustoffe in der für den Einsatzbereich erforderlichen Qualität und 
Menge flächendeckend ortsnah verfügbar sind. Das gelingt heute durch eine de-
zentrale und kleinteilige Struktur der Gewinnungsstätten und Aufbereitungsbetrie-
be. Die durchschnittliche Entfernung von der Gewinnungsstätte zum Verbraucher 
beträgt rund 35 Kilometer. Wesentlich weitere Entfernungen, die aus logistischen 
Gründen in der Regel mit dem Lkw zu bewältigen sind, verteuern die Produkte un-
verhältnismäßig und bedeuten natürlich zusätzlichen CO2-Ausstoß und Verkehrs-
aufkommen.

Die Gewinnung von Rohstoffen ist zweifelsohne mit einem Eingriff in die Land-
schaft verbunden. Der Eingriff ist aber zeitlich begrenzt und nimmt deshalb dauer-
haft auch nur rund 0,01 % der Landesfläche Bayerns in Anspruch. Bereits im Ge-
nehmigungsverfahren wird in enger Abstimmung mit den Fachbehörden die 
Folgenutzung und damit auch der Rekultivierungsaufwand festgelegt, der durch 
das Unternehmen zu leisten ist. Nach der Nutzung für die Rohstoffgewinnung wer-
den die Flächen zumeist in die ursprüngliche Landnutzung, also in die Forst- oder 
Landwirtschaft, zurückgeführt, oder es entstehen Naturschutzgebiete und neue 
Gebiete für Freizeit und Erholung. – Unabhängige Erhebungen zeigen darüber hin-
aus, dass Rohstoffgewinnungsbetriebe Hot Spots für gefährdete Tier- und Pflan-
zenarten sind, gerade während der Rohstoffgewinnung. Nicht zuletzt zeigt das mit 
Zustimmung der Naturschutzbehörden durch Betriebe der Rohstoffbranchen ge-
meinsam mit dem Landesbund für Vogel- und Naturschutz ins Leben gerufene Am-
phibienprojekt, welche Überlebenschancen Gewinnungsbetriebe den zum Teil 
stark gefährdeten Amphibienarten bieten.

Trotz eines erheblichen Bedarfs an kostengünstigen und verbrauchsnah verfügba-
ren mineralischen Rohstoffen und des eher positiv zu wertenden Einflusses auf 
Flora und Fauna werden mit der Rohstoffgewinnung vermeintlich verbundene Risi-
ken unserer Meinung nach überschätzt. Das bewirkt eine zunehmende Skepsis 
und damit restriktive Handhabung von Genehmigungsanträgen durch die zuständi-
gen Behörden. Der Aufwand der Unternehmen für Gutachten, Nachweise und Do-
kumentationen ist in den letzten Jahren unverhältnismäßig hoch angestiegen. 
Auch die Ausweisung von Vorranggebieten für die bevorzugte Gewinnung von 
Rohstoffen wird zunehmend erschwert. Konkurrierenden Flächennutzungen wird in 
den Regionalplänen ein überragendes öffentliches Interesse zugemessen. Demge-
genüber hat aber das nur öffentliche Interesse einer ausreichenden, volkswirt-
schaftlich relevanten Rohstoffversorgung allzu häufig das Nachsehen. Insbesonde-
re der Schutz des Grundwassers führt in vielen Regionen dazu, dass wertvolle 
Lagerstätten nicht oder nur partiell nutzbar sind. Dass sich Grundwasserschutz 
und Rohstoffgewinnung nicht grundsätzlich ausschließen müssen, zeigen die prak-
tischen Erfahrungen einer jahrzehntelangen Steine-und-Erden-Tradition und die 
Tatsache, dass es keine relevanten Grundwasserschädigungen durch Rohstoffge-
winnung gibt, wie regelmäßige Überwachungen zeigen. Selbst bei Erfüllung aller 
behördlich geforderten Auflagen und Nachweise der Unbedenklichkeit führen die 
schwindende öffentliche Akzeptanz und sich mittlerweile bei jedem Vorhaben form-
ierende Bürgerinitiativen vermehrt zur Aufgabe von Gewinnungsvorhaben.
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Unsere Betriebe brauchen ein klares Bekenntnis der handelnden Politik zur heimi-
schen Rohstoffversorgung. Investitionen in die Rohstoffgewinnung sind generatio-
nenübergreifend und standortgebunden. Der Bedarf wird nach unabhängigen Stu-
dien auch in den nächsten Jahrzehnten nur geringen Schwankungen unterliegen. 
Man sollte also den Vorteil einer regionalen Rohstoffversorgung als Basis der 
Volkswirtschaft für Bayern nicht ohne Not aus der Hand geben. Die Gefahr einer 
Unterversorgung ist in vielen Regionen heute bereits spürbar. Steigende Preise bis 
hin zu Liefereinschränkungen zeugen von dieser Entwicklung. Die Rohstoffwirt-
schaft benötigt neben einer Entbürokratisierung für Beantragung und Betrieb von 
Rohstoffgewinnungsbetrieben ein klares Bekenntnis der politisch Verantwortlichen 
auf Landes- und kommunaler Ebene zur heimischen, dezentralen und flächende-
ckenden Rohstoffversorgung.

SV Martin Drognitz (Bayerischer Industrie- und Handelskammertag e. V.): Vielen 
Dank dafür, dass wir als Vertreter der Bayerischen Industrie- und Handelskammer-
unternehmen hier sprechen dürfen. Ich bin unter dem Aspekt der Anzahl der Mit-
gliedsbetriebe ein wenig der Exot in dieser Runde: Wir haben knapp 1 Million Mit-
glieder in Bayern, und zwar branchenübergreifend. Hier liegt der Unterschied. Ich 
bin aber sehr froh, hier mit eingeladen zu werden, und docke an Herrn Fetzer an; 
denn letztlich liegt die verbrauchsnahe und bedarfsgerechte Rohstoffversorgung im 
geostrategischen Interesse Bayerns. Ohne Rohstoffversorgung haben wir auch 
nicht das Wachstum, das wir uns für Bayern wünschen. Letztlich ist die Rohstoff-
versorgung eine strategische Standortaufgabe.

Wir stehen als IHK allen Unternehmen zur Verfügung. Ich hole kurz aus: Wir haben 
drei gesetzliche Kernaufgaben, zum einen die Politikberatung, zum zweiten die 
Aufgabe, als Plattform und Akteur der Information für Unternehmen zu agieren und 
uns an bestimmten Initiativen zu beteiligen. Dazu gehört das Ressourceneffizienz-
zentrum, das wir über das Landesamt für Umwelt mit den bayerischen IHKs umset-
zen, wie auch die Tatsache, dass wir als Akteur in der Recycling-Baustoffallianz 
mitwirken. Überdies machen wir Umfragen und Studien. Eine möchte ich hier be-
sonders hervorheben, den Rohstoffreport Bayern 2025. Wir haben ihn ausgelegt. 
Er ist druckfrisch, und ich kann nur empfehlen, sich am Ausgang ein Exemplar mit-
zunehmen. Er basiert auf einer Umfrage bei einigen hundert Unternehmen, die uns 
geantwortet haben, und zeigt auf: Zum einen sind 75 % der Unternehmen von 
Preissteigerungen bei Rohstoffen betroffen, insbesondere Unternehmen, in denen 
Basismetalle, Steine und Erden zum Einsatz kommen. 28 % leiden unter Rohstoff-
mangel und Versorgungsengpässen, gerade bei Sand, Kies, Gips und Zement. 
Dieser Anteil hat gegenüber der letzten Umfrage in 2018 um 10 % zugenommen. 
Das zeigt die Dramatik der Entwicklung. – Die Gründe dafür sind durchaus vielfäl-
tig. Von allen Unternehmen wird uns gespiegelt, dass sie keine Besserung, son-
dern in den nächsten Jahren eher eine Verschlechterung erwarten. Über 90 % der 
Unternehmen befürchten eher eine Verschlechterung. Grund dafür sind letztlich 
bürokratische Hürden. – Den politischen Forderungen – sie sind in den Stellung-
nahmen enthalten – schließen wir uns als bayerische IHKs an. Auf sie gehen wir 
sicherlich noch im Detail ein.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen Dank für Ihre Eingangsstate-
ments. Jetzt bitte ich Sie um kurze Zusammenfassungen – drei bis vier Minuten – 
Ihrer Antworten auf den Fragenblock 1 mit 8. Wir haben gelesen, was Sie uns ge-
schrieben haben. Uns interessiert, was Sie uns zwischen den Zeilen sagen wollen. 
Ich räume aber ein, dass die interessanteren Fragen mit dem zweiten Block begin-
nen. Herr Stärker, was möchten Sie der Politik zwischen den Zeilen auf den Weg 
geben?
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SV Alexander Stärker (Familienbetriebe Land und Forst Bayern e. V.): Die Frage, 
was man der Politik alles mit auf den Weg geben möchte, ist natürlich schwierig. 
(Lacht) Lassen Sie mich mit Frage 1 beginnen: "Welche Rohstoffe werden in der 
Baubranche besonders umfangreich benötigt?" Als Vertreter der Holzproduzenten 
würde ich auf jeden Fall "Holz" sagen, ohne meinen Kollegen aus den anderen 
Branchen zu nahe treten zu wollen. Holz ist ja ein nachhaltiger Baustoff, der bei 
uns ohne Zutun immer weiter und immer besser wächst. Wir müssen mehr ein-
schlagen, mehr Holz ernten. Holz ist auf jeden Fall eine Lösung für viele unserer 
künftigen Probleme und Herausforderungen. Bei der Unterscheidung zwischen 
Nadel- und Laubholz ist Nadelholz immer noch der überwiegend genutzte Teil der 
Holzprodukte. Aber auch im Laubholz kommen wir deutlich weiter. Darauf kann 
Frau Möbus sicherlich wesentlich besser eingehen.

Zu Frage 2. Grundsätzlich sehen wir den Bedarf an Holz immer an den Kontrakten 
mit unseren Aufkäufern, also den Sägewerken. Sie bedingen, was bei uns im Wald 
geschlagen wird. Wenn die Baukonjunktur nach unten geht, wie wir es in den letz-
ten Jahren immer wieder erlebt haben, merken wir das sehr schnell an der Preis-
entwicklung im Wald. Unser Rundholz wird einfach nicht nachgefragt, und die Prei-
se, die uns angeboten werden, führen oft dazu, dass nicht genug Holz 
eingeschlagen wird. Deswegen haben wir auch so große Holzvorräte in Bayern. In-
sofern ermitteln nicht wir den Bedarf, sondern die Weiterführenden. Wir sind nur 
die Leidtragenden, wenn Holz nicht nachgefragt wird.

Zu Frage 3. Nach den Rohstoffen, die in Bayern verfügbar sind, habe ich bereits 
gesagt: Wir haben den großen Vorteil, ein Perpetuum Mobile zu haben. Auch wenn 
wir nichts tun, wächst Wald zu, und Holz ist eine nie endende Ressource, wenn 
man den Wald nachhaltig bewirtschaftet. Darum geht es bei unseren Betrieben: um 
nachhaltige, langfristige Bewirtschaftung. Wir können daher ganz Deutschland mit 
Holz aus Bayern versorgen. Niemand braucht sich Sorgen zu machen, dass uns 
das Holz ausgeht – bei den größten Holzvorräten weltweit, wie ich vorhin schon er-
wähnt habe.

Zu Frage 4. Bei welchen Rohstoffen ist Bayern auf Importe aus dem Ausland ange-
wiesen?" Beim Holz sind wir zum größten Teil nicht auf Importe angewiesen. Man 
sieht, dass der Rundholz-Außenhandel immer weiter sinkt, und die Jahre, in denen 
man tropische Hölzer importiert hat, um bestimmte Terrassen zu bauen oder be-
stimmte Bodenbeläge zu haben, sind ziemlich vorbei. Man kann heute aus heimi-
schen Rohstoffen sehr viel langfristigere Holzprodukte bauen, als man es noch in 
der Vergangenheit konnte.

Frage 5 ist für uns, glaube ich, nicht relevant – knapp sind wir nicht. Auch Frage 6 
ist für uns unbedeutend.

Die Frage 7 nach der Entwicklung der Preise in den vergangenen Jahren ist wieder 
ganz spannend. 1968 hat der Festmeter Rundholz ca. 30 Euro gekostet; heute 
liegt er mit Peaks nach oben bei knapp über 100 bis 110/120 Euro. Wir sprechen 
also von einer Vervierfachung in einem Zeitraum von 60 Jahren. Inflationsbereinigt 
heißt das, dass Holz eigentlich immer billiger geworden ist. Die Produktionsmetho-
den mussten effizienter werden. Holz ist im Endeffekt ein eigentlich viel zu günsti-
ger Rohstoff. Eigentlich müssten die Holzpreise viel höher sein. Wir wären froh. 
Frau Möbus – ich weiß, Sie vertreten die andere Seite –, aber für uns ist es schon 
eine Frage des Überlebens und der nachhaltigen Forstwirtschaft. Die Tatsache, 
dass wir nicht so viel einschlagen, hat den Grund, dass wir nicht die entsprechen-
den Preise bekommen.

Frage 8 nach den fachlichen Basisdaten: Ja, der Umfang der verfügbaren Daten ist 
ausreichend, weil wir im Wald von außen sehr genau beobachtet werden. Bei uns 
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ist alles statistisch erhoben, beispielsweise auch über die Bundeswaldinventur. Wir 
sind ausreichend überwacht, eigentlich schon zu viel.

SV Dipl.-Ing. Robert Viktor Scholz (Architekten und Ingenieure): Wir haben alle 
zu diesen Punkten schon geantwortet. Sie fragen jetzt: Was ist uns wichtig, was 
wollen wir eigentlich sagen, worauf wollen wir hinaus? – Ergänzend würde ich 
etwas zur Preisentwicklung der Baustoffe anmerken. Ich habe mir die Zahlen hier-
zu herangeführt. Wir hatten gerade Holz, und Holz ist zwischen 2015 und 2023 um 
50 % teurer geworden. Wir hatten in diesem Zeitraum auch eine Phase, in der das 
Holz 100 % Preiszuwachs hatte. Das pegelt sich dann auch wieder ein bisschen 
ein. Alle anderen Rohstoffe wie Stahl und Beton haben auch über 50 %, teilweise 
80 % Preissteigerungen. Aluminium 70 %, Kupfer 90 %, Bitumen 45 %; das hängt 
auch mit Erdöl zusammen. – Diese Preisentwicklung gibt es sicherlich immer; wir 
hatten sie in den letzten Jahren aber verstärkt aufgrund verschiedener Ursachen. 
Wie kann man hier überhaupt gegensteuern? In welcher Richtung kann man sich 
darauf einlassen? – Man sollte die Dinge halt möglichst einfach halten. Das ist viel-
leicht ein Patentrezept. Heimische Rohstoffe nutzen, die entsprechenden Möglich-
keiten zur Gewinnung vereinfachen, und auf Recycling bei Metallen und anderen 
Dingen setzen, die sich recyceln lassen. Das ist nicht einfach; das ist wohl jedem 
bewusst. Wir sind ja wahrscheinlich nicht umsonst heute hier und beschäftigen uns 
mit diesem Thema. Ich möchte Ihnen ins Bewusstsein rufen, dass diese Verteue-
rungsfaktoren eigentlich der Kernpunkt sind, der auch den Bauherrn und den End-
nutzer von jedem Bauwerk betrifft. Hier liegt der wunde Punkt des ganzen Gesche-
hens. Hier muss man ansetzen. Alles, was die Sache verteuert, muss man sich 
genauer anschauen. – Das lasse ich mal so als Gedanken stehen.

SV Stefan Schmidmeyer (Baustoff Recycling Bayern e. V. München): Die Vorred-
ner haben ja schon angesprochen, dass es im Wesentlichen um die Frage geht: 
Was können wir noch bauen, wo können wir bauen, wie viel können wir bauen? – 
Entscheidend sind die Baukosten. Sie sind über die letzten Jahre beständig gestie-
gen; dazu brauchen wir keine Statistik. Das wissen wir alle. Wie können wir die 
Kosten eindämmen, um wieder vernünftiger, mehr zu bauen, was auch unserer 
Wirtschaft, unserem Wohlstand zugutekommen würde? – Dazu brauchen wir ein-
fach unsere heimischen Rohstoffe wie Holz; das können wir auch recyceln. Wir 
können Kunststoffe recyceln. Ich spreche überwiegend über Sand, Kies, Gesteins-
material, also über Baustoffe, die wir in Massen brauchen. Davon haben wir in 
Bayern sehr viele Primärrohstoffe, genügend. Wir müssen nur drankommen und 
zulassen, dass sie abgebaut werden. Zu den heimischen Rohstoffen zähle ich 
auch die Sekundärbaustoffe. Wir haben sie vor Ort, auf den Baustellen in den 
Städten. Wir müssen sie nur nutzen, und wir können da noch riesige, große Poten-
ziale heben. Eine Verdoppelung der bisher eingesetzten Mengen ist, glaube ich, 
möglich und zielführend. Das sind aber immer noch erst 30 % des gesamten Bau-
stoffbedarfs. Wir brauchen also auch Primärbaustoffe.

Wichtig ist die Frage nach den Alternativen. Wir haben keine Alternativen zu den 
heimischen Rohstoffen. Wir brauchen die regionale Nutzung der heimischen Se-
kundär- und Primärrohstoffe, um kostengünstig zu sein und Transporte zu vermei-
den, die Kosten treiben und immer mehr Kosten verursachen werden. Das haben 
wir in den letzten Jahrzehnten bewusst oder unbewusst immer mehr be- und ver-
hindert.

Ein konkreter Lösungsansatz wäre eine Vereinfachung der Genehmigungsverfah-
ren und eine höhere Gewichtung der Rohstoffgewinnung als öffentliches Interesse, 
als herausragendes öffentliches Interesse, anstatt sie immer nur nachrangig zu 
sehen und gegenüber allem anderen hintanzustellen. Das würde uns sehr viel hel-
fen. Damit würde vor Ort die Akzeptanz erhöht und Interesse und Zustimmung ge-
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wonnen. Wir brauchen diese Gewinnungsbetriebe vor Ort; ob Abbau, Aufbereitung 
oder Recycling sei dahingestellt. Das müssen wir politisch in der Öffentlichkeit un-
terstützen.

In den Verfahren müssen wir zusehen, dass wir nicht nur über Bürokratieabbau 
reden, sondern wirklich etwas tun. Vielleicht kann man das eine oder andere Gut-
achten sparen, weil der Beamte vor Ort sich wieder selber zu entscheiden traut, 
was geht oder was nicht geht. Das wäre eine finanzielle Unterstützung. Vielleicht 
könnte man auch die Gesetzeslage bei dem einen oder anderen Punkt zurück-
schrauben oder die bestehenden Gesetze einfach nur 1 : 1 umsetzen, anstatt 
immer vor Ort in den Verwaltungen und Behörden zu versuchen, noch eins drauf-
zusetzen, noch 10, 20, 30 oder 50 % mehr zu verlangen. So könnten wir zu einer 
vernünftigen Handlungsweise kommen. Diese Punkte können wir sofort und zeit-
nah umsetzen, ohne was Neues zu machen und ohne auf neue Datenreihen und 
Statistiken zu warten. Die haben wir dann erst in zwei, drei Jahren zur Verfügung – 
und stehen dann wieder auf dem gleichen Punkt wie heute.

SVe Julia Möbus (Deutsche Säge- und Holzindustrie Bundesverband e. V.): Holz 
wurde schon mehrfach erwähnt, aber ich möchte darauf hinweisen, dass die Holz-
bauquote stets im Steigen begriffen ist. In Bayern liegt sie im Bereich von Ein- und 
Zweifamilienhäusern bei knapp 26 %, im Nicht-Wohnungsbau bei knapp 29 %. 
Holz ist also ein sehr, sehr relevanter Baustoff. Man muss allerdings differenzieren, 
in welchen Bereichen er eingesetzt wird: Klassischerweise nicht im Straßenbau. 
Jeder Baustoff hat seine Berechtigung. Die Stärken von Holz liegen in der Aufsto-
ckung in urbanen Gebieten, in denen man dringend Wohnraum benötigt, aber die 
Flächen begrenzt sind. Da hat Holz für das Bauen nach oben tatsächlich große Po-
tenziale.

Grundsätzlich ist Holz in Bayern sehr gut verfügbar. Wenn es im Wald steht, heißt 
das aber in der Konsequenz noch nicht, dass es zu uns in die Verarbeitung kommt. 
Deswegen sage ich – auf diesen Punkt möchte ich später noch eingehen – zur 
Verknappung des Rohholzpotenzials im Wald: Es gibt unterschiedliche Namen für 
Nutzungsbeschränkungen als Nationalparke, Biosphäre, Flächenstilllegungen. Sie 
bedeuten aber in der Konsequenz, dass das heimische Rohstoffpotenzial be-
schränkt werden könnte und dass wir weniger Holz zum Verarbeiten haben. Das ist 
natürlich ein Faktor für die Baukosten im Bereich Holz. Der Preis für den Baustoff 
Holz ist zu ungefähr 70 bis 80 % vom Rohstoff abhängig; dann kommen die Kosten 
für Energie und alle anderen Kosten hinzu, die Holz mit den anderen Rohstoffen 
teilt. – Wir sind also grundsätzlich sehr gut aufgestellt; es ist aber wichtig, dass die-
ses Potenzial tatsächlich erhalten bleibt und dass wir es auch nutzen können. 
Alles, was die Holzbereitstellung verteuert, beispielsweise Genehmigungsprozesse 
für die Lagerstätten, gerade nach Schadereignissen, oder die Nachweispflichten 
für die Entwaldungsfreiheit, verteuert damit auch den Rohstoff bzw. das fertige Pro-
dukt.

Positiv ist, dass wir bei Holz Netto-Exporteur sind und eigentlich nicht auf Importe 
aufgewiesen sind. Die Importe, die es gibt, resultieren vor allen Dingen aus Preis-
gründen bzw. aus anderen Aspekten. Beispielsweise wird oft Verpackungsware 
nach Deutschland importiert, weniger Baustoffe.

Natürlich sind die Kosten für Baustoffe für den Bau wesentliche Faktoren. Darüber 
hinaus sind aber auch Genehmigungsprozesse, Vorgaben, Verwendbarkeitsnach-
weise Faktoren, die das Bauen ebenfalls verteuern und so potenzielle Bauherren 
abschrecken. Da haben wir in den letzten Jahren einen deutlichen Aufwuchs gese-
hen, den wir gerne reduzieren würden. Dann würde es für die vielen Bauwilligen 
wieder einfacher und kostengünstiger, zu bauen.
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Bei den Baustoffen möchte ich ebenfalls auf meine Vorredner verweisen. Holz ist 
bis 2020 relativ preisstabil gewesen; dann hat es deutliche Ausschläge durch ver-
schiedene Aspekte – Spekulationseffekte, Lageraufbau – gegeben. Mittlerweile 
haben sich die Preise wieder eingependelt. Der Index schwankt um die 30 %; 
damit sind wir auf der gleichen Höhe wie die konventionellen Baustoffe. Mittlerweile 
ist Holz wieder sehr preisstabil; es ist genug Holz da. Wir würden gerne an dem 
Punkt ansetzen, die Holzbereitstellung mit möglichst wenig Kosten und Prozessen 
in den Genehmigungsverfahren zu halten und auf der Verwendungsseite ebenfalls 
eine Verschlankung der Vorgaben und Genehmigungsprozessen sehen, damit der 
Baustoff Holz wie die anderen Baustoffe ohne besondere Nachweise eingesetzt 
werden kann.

SV Manfred Hoffmann (Arbeitsgemeinschaft Bayerischer Bergbau- und Mineral-
gewinnungsbetriebe e. V.): Meine Vorredner sind schon auf mehrere Punkte einge-
gangen. Holz ist sehr ausführlich dargestellt worden. Die Preisentwicklung ver-
schiedener Baustoffe hat Herr Scholz schon beschrieben. Herr Schmidmeyer hat 
darauf hingewiesen, wieweit Recycling sinnvollerweise vorangetrieben werden 
kann. Auf jeden Fall braucht man die Massenrohstoffe. Ich möchte jetzt zu den 
Punkten Bedarf, Vorausschau und Ermittlung von Rohstoffmengen sprechen. Der 
Bedarf wird aus der Vergangenheit hochgerechnet. Die Regionalplanung versucht 
zusammen mit dem LfU und mit den Verbänden bzw. Unternehmen, ein möglichst 
gutes Bild des Bedarfs zu bekommen. Das ist natürlich vergangenheitsbezogen. 
Wenn Sie mich jetzt fragen, wie es mit dem Bedarf an Baustoffen und den Baukos-
ten weitergeht, sage ich: Der Bedarf wird sinken, weil nicht mehr so viel verwendet 
wird, wenn es zu teuer wird. – Das ist aber nur ein persönliches Statement dazu; 
das ist also die eine Unsicherheit.

Die andere Unsicherheit ist, wie der Bergmann sagt: Hinter der Hacke wird’s dus-
ter. – Beim Wald kann man den Aufwuchs ganz gut sehen und bemessen, aber 
Rohstofferkundung ist immer schwierig, weil mit einzelnen Erkundungsmaßnah-
men wie Bohrungen nur punktuell festgestellt werden kann, wie es aussieht. Bei 
größeren Flächen gibt es größere Unsicherheiten. Das heißt: Man macht da auch 
eine Hochrechnung über das, was in einer Lagerstätte, in einem Vorkommen so 
drinnen sein. Entsprechend wird nach Bedarf eine Reservierung in der Regional-
planung auf einen begrenzten Zeitraum ausgewiesen. Das ist aber relativ unglück-
lich, weil es diese Unsicherheiten in der Ermittlung des Bedarfs und in der Ermitt-
lung der zur Verfügung stehenden Mengen nicht berücksichtigt.

Unsicherheit entsteht im konkreten Fall, wenn ein Wasserschutzgebiet ausgedehnt 
worden ist und das vorrangige öffentliche Interesse in den ganzen Regionalplänen 
für die Windkraft kommt. Da fallen wieder weitere Flächen innerhalb eines Pla-
nungs- oder Genehmigungszeitraums weg. Wenn man nur noch berücksichtigt, 
was in der Regionalplanung vorgesehen ist – in der Vergangenheit konnte man 
davon abweichen und Genehmigungen auch außerhalb der Vorrang- und Vorbe-
haltsgebiete einholen –, wird’s im Planungszeitraum erfahrungsgemäß knapp. Das 
muss man berücksichtigen. – Das ist schon alles, was ich dazu sagen möchte. Die 
Landesplanung muss eigentlich von höherer Ebene aus einen höheren Imperativ 
setzen, was an Reservierung regional durchgesetzt werden muss, damit die Roh-
stoffe für alle Regionen in Bayern zur Verfügung stehen – auch für solche, in deren 
Gebiet beispielsweise Kies oder andere Rohstoffe nicht zur Verfügung stehen.

SV Dipl.-Ing. (FH) Georg Gerhäuser (Landesverband Bayerischer Bauinnungen): 
Bei uns machen die Baustoffe etwa 60 % der Gesamtkosten aus – Tendenz stei-
gend. Von daher ist es für uns wichtig, dass wir qualitativ hochwertige und nachhal-
tige Baustoffe zu bezahlbaren Preisen regional verfügbar haben. Ob es Primär- 
oder Sekundärrohstoffe sind, spielt eine weniger große Rolle. Bisher sind sie auch 
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überall regional verfügbar. Wenn das nicht mehr der Fall wäre, weil irgendwelche 
Gesetze das verhindern, hätten wir ein Problem. Denn dann steigen die Transport-
kosten, die ja nicht unwesentlich sind und zu den Kosten der Baustoffe hinzukom-
men. Ein weiteres Thema sind die Energiekosten, die die Baustoffpreise stark be-
einflussen. – Diese Punkte betreffen uns: Bei den Auflagen in der Gewinnung wie 
auch in der Verarbeitung muss man darüber nachdenken, ob die Vorschriften hin-
sichtlich der Verarbeitung von Gebäuden nicht geändert werden sollten, egal, ob 
es um die Außenhülle geht oder um die Berücksichtigung des CO2-Fußabdrucks. 
Das würde aus unserer Sicht einiges an Kosten reduzieren.

SV Georg Fetzer (Bayerischer Industrieverband Baustoffe, Steine und Erden e. 
V.): Ich könnte mich voll umfassend den Ausführungen von Herrn Hoffmann an-
schließen; alles, was Herr Hoffmann zur Rohstoffgewinnung und Bedarfsermittlung 
gesagt hat, ist richtig. Wir haben uns darauf geeinigt, dass Herr Dr. Kling noch ein 
paar Aspekte herausarbeitet, die noch nicht zur Sprache gekommen sind.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Sehr gerne. Bitte schön.

SV Dr. Bernhard Kling (Baustoffe, Steine und Erden e. V.): Vielen Dank. Bisher ist 
schon vieles angesprochen worden, insbesondere Genehmigungsauflagen und 
letztlich Hemmnisse, um an den Rohstoff heranzukommen. Das trifft natürlich auch 
für die mineralischen Rohstoffe zu. Wir haben einen Bedarf, der nicht durch die mi-
neralische Rohstoffwirtschaft generiert wird, sondern der nachgefragt wird. Der Be-
darf an mineralischen Rohstoffen steht bei rund 150 Millionen Tonnen, 120 Millio-
nen Tonnen allein für die Bauwirtschaft. Letztlich ist es die Entscheidung des 
Bauherrn, der Bauwirtschaft, mit welchen Rohstoffen sie bauen wollen. Insofern 
versuchen unsere Unternehmen, diesen Bedarf zu decken. Wir sind also eine rein 
bedarfsdeckende Branche. Auch wenn dieser Bedarf in Krisenzeiten, wie wir sie 
momentan in der Bauwirtschaft erleben, etwas geringer ausfällt, so zeigen doch 
langfristige Entwicklungen, dass dieser Bedarf und das Verhältnis zwischen Pri-
mär- und Sekundärrohstoffen in etwa gleichbleibt. Herr Schmidmeyer hat ausge-
führt, dass wir bei den Sekundärrohstoffen etwas mehr machen können. ich glaube 
auch, dass die Unternehmen den Antrieb haben, dies zu tun, denn es gibt heute 
kaum noch Rohstoffgewinnungsbetriebe, die ausschließlich von der Gewinnung 
und vom Verkauf der Primärrohstoffe leben. In der Regel haben sie ein zweites 
Standbein, die Nutzung der Bodenaushübe und der Abbruchmaterialien als neuen 
Baustoff. Da haben wir viele Potenziale; wir kommen im zweiten Fragenblock noch 
zu der Frage nach den Hürden. Ich will jetzt nur schon sagen: Die Unternehmen 
würden schon gerne viel mehr machen, als sie derzeit können und aus rechtlicher 
Perspektive dürfen.

Zur Bedarfsentwicklung kann ich mich nur den Ausführungen von Herrn Hoffmann 
anschließen. Die Zahlen werden hochgerechnet auf die Bedarfe der vorangegan-
genen fünf bis zehn Jahre und ermittelt aus den Absatzmengen, die die Unterneh-
men hatten. Einleitend sagte ich ja schon: Die Unternehmer setzen nur das ab, 
was gefragt ist. Wenn also die Bauwirtschaft nichts nachfragt, produziert kein Un-
ternehmer auf Halde. Die Halden in Kieswerken oder Schotterbrüchen sind in der 
Regel Vorräte für wenige Wochen, um über bestimmte saisonale Schwankungen 
hinwegzukommen.

Die Preise sind in den letzten Jahren in der Tat gestiegen. Aber dadurch, dass die 
mineralischen Rohstoffe so transportkostenintensiv sind – wir sprachen von rund 
35 Kilometern, die die Entfernungen zum Verbraucher in etwa ausmachen –, 
haben wir das Lieferkettenproblem wie gerade in der Corona-Krise hier nicht. Die 
Preissteigerungen bei den Rohstoffen sind auf höhere Beschaffungskosten für 
Grund und Boden zurückzuführen, auch auf einen immer größeren Anteil an Kos-
ten für begleitende Planungen, Gutachten, Berichtspflichten. Dafür haben große 
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Unternehmen eigene Abteilungen, mittelständische Unternehmen, die wir vor-
nehmlich vertreten, haben solche Abteilungen eher nicht. Dort muss man sich also 
externer Unterstützung bedienen, Gutachten von vielen Kanzleien anfordern, die 
sich mit den Problemen der Genehmigung zu beschäftigen haben, was natürlich 
auch zu enormen Kostensteigerungen führt.

Wir vertreten auch Baustoffe wie Zement und Beton – die haben in der Tat einen 
erheblichen CO2-Rucksack. Die Branche ist dabei, diesen Rucksack zu minimie-
ren. Das ist natürlich schon mit enormen Kosten verbunden, und das wirkt sich 
mittlerweile gerade auf Grundstoffe wie Zement und gebrannten Kalk enorm aus. 
Dort sind die Kostensteigerungen tatsächlich am größten. Aber dieses Problem ist 
eben mit der Transformation verbunden.

SV Martin Drognitz (Bayerischer Industrie- und Handelskammertag e. V.): Viele 
Punkte und verschiedene Rohstoffe sind schon angesprochen worden. Aus ge-
samtwirtschaftlicher Sicht wäre ganz wichtig, die heimischen Potenziale zu be-
trachten, die wir haben und nutzen können, weil das auch ein Kostenfaktor ist. Hier 
sollten wir unsere Versorgungssicherheit nicht selber beschränken; verschiedene 
Punkte spielen da mit rein, etwa der nicht zu vernachlässigende Naturschutz. Hier 
bitten wir um eine durchaus differenzierte Betrachtung, etwa zu sehen, dass eine 
Abbaustelle für den Naturschutz durchaus auch positive Auswirkungen haben 
kann. Man sollte einen klaren gesamtwirtschaftlichen Blick darauf haben und die 
Potenziale der heimischen Rohstoffe nicht zu sehr beschneiden.

Die Forderungen von Unternehmen an die Politik sind sonst nahezu unverändert, 
möchte ich sagen, wenn ich mal über einzelne Branchen hinausgehe. Zur Land-
tagswahl 2018 haben wir Forderungen zur Planungssicherheit von Genehmigungs-
verfahren entwickelt, zur Digitalisierung in der Verwaltung, zur Schaffung einer ein-
heitlichen Datengrundlage und auch zur Sicherung von Gewinnungsstandorten 
durch eine vorausschauende Raumordnung. Diese Forderungen haben sich im 
Kern eigentlich nicht verändert. – Man kann natürlich sagen: Das sind teilweise 
dicke Bretter, an denen man ein bisschen länger arbeiten muss. Aber da wäre der 
Ansatz, noch einmal zu schauen, an welchen einzelnen Punkten wir im Sinne der 
Unternehmen arbeiten können. Das soll nicht zu destruktiv klingen. Ich weiß, man-
che Themen erfordern eine lange Bearbeitungszeit. Aber wenn wir uns da mit rein-
hängen, können wir doch einen Schub entwickeln, glaube ich.

Zwei Beispiele dazu; eines davon ist die Kreislaufwirtschaft. Da sind wir gut unter-
wegs, auch über diverse Initiativen. Da gibt es sicher eine Beschränkung des An-
teils der wiederverwertbaren Materialien. Er liegt derzeit bei 10 %, soweit ich weiß, 
und ist noch überschaubar. Dennoch kann man die Hürden, die da bestehen, si-
cher beseitigen. – Das andere Beispiel ist der Bereich Verwaltungsdigitalisierung; 
darin steckt die Beschleunigung von Planungsgenehmigungsverfahren. Da ist das 
Mindset in den Verwaltungen ein Thema, also das Ermessen zu nutzen, wo man 
es hat, anstatt sich noch mit dem dritten Gutachten selber abzusichern. – Kürzlich 
haben wir über das Ifo eine Studie in Auftrag gegeben, die sehr klar ergeben hat, 
dass mit einem Bürokratieabbau auf kommunaler Ebene im Jahr in Deutschland 
146 Milliarden Euro eingespart werden können. Das ist eine volkswirtschaftlich re-
levante Größe und Geld, das da liegt und meiner Ansicht nach eingesetzt werden 
sollte.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen herzlichen Dank. Ich darf die 
Kolleginnen und Kollegen aus den Fraktionen um ihre Fragen bitten.

Abg. Ursula Sowa (GRÜNE): Die Bandbreite war jetzt sehr groß. Hängengeblie-
ben ist bei mir das Thema Holz, das mit zwei Sachverständigen fast ein bisschen 
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schwergewichtig vertreten ist. Da ist die Botschaft beruhigend: Bayern hat genug 
Holz; den Bedarf können Sie auch künftig decken. Ich möchte aber beim Preis 
nachhaken: Den bestimmt die Nachfrage. Wie viele Importe gibt es dennoch? – 
Das war nicht ganz klar. Gibt es Holz aus Nordeuropa, Bulgarien oder Rumänien? 
Inwieweit kämpfen Sie, damit doch das einheimische Holz verwendet wird? – Die 
Frage würde ich an Frau Möbus richten.

Die anschließende Frage geht an Herrn Hoffmann oder sehr gerne an 
Herrn Dr. Kling. Ich bin mir nicht so sicher, wie gut die anderen Baustoffe in Bayern 
verfügbar sind. Ich hätte gerne eine Einschätzung von Ihnen, wie die unmittelbare 
Verfügbarkeit gewährleistet ist. Beispielsweise weiß ich: An Öl komme ich gut ran 
und kann es gewinnen, oder ich muss Fracking anwenden, wenn die Quellen ver-
siegen. Wie sieht es bei Kies aus? Ist Kies schnell erreichbar und verfügbar? 
Haben Sie eine Übersicht über die Abbaumöglichkeiten in ganz Bayern oder wäre 
Ihnen daran gelegen, dass ein Ministerium eine solche Gesamtschau mit Fachex-
pertise ermöglichen würde?

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Ich habe eine Frage zum Thema Holz 
an Frau Möbus oder Herrn Stärker. – Ich bin ein großer Anhänger von National-
parks und sehr davon überzeugt, dass man einen gewissen Prozentsatz unserer 
Fläche wirklich stilllegen muss, weil wir nur einen Planeten haben. Sind Effizienz 
und Effektivität vor allem im Privatwald, der doch eine enorme Fläche ausmacht, 
nicht bei Weitem geringer als in den Staatsforsten? Wäre es daher nicht eine gute 
Idee, bevor man über die Fläche diskutiert, in den Privatwäldern eine bessere Effi-
zienz, eine bessere Effektivität zu organisieren, möglicherweise durch Förderpro-
gramme, durch größere Zusammenschlüsse, wie auch immer? – Damit könnten 
wir doch einen großen Schritt leisten, glaube ich. Damit kann man sowohl etwas 
tun im Sinne der aus meiner Sicht notwendigen Flächenstilllegungen als auch für 
die bewirtschafteten Flächen.

SVe Julia Möbus (Deutsche Säge- und Holzindustrie Bundesverband e. V.): Bei 
den Zahlen zur Holzverfügbarkeit sprechen wir über Rundholz – das Runde kommt 
aus dem Wald, Schnittholz ist das Produkt. Bei beidem sind wir Nettoexporteur. 
Deutschland ist in der guten Situation, grundsätzlich sehr viel Holz zu haben. 
Damit spanne ich gleich den Bogen zur Frage nach den Nationalparken. Das Holz 
wird aus dem Wald teilweise in andere Länder exportiert; momentan ist Österreich 
da auf Platz 1, weil das Holz im Gebirge manchmal schwer zu ernten ist. Die Kolle-
ginnen und Kollegen aus den grenznahen Gebieten bedienen sich dann gern bei 
uns, weil Bayern nah ist und die Transportkosten hoch sind. Das ist aber eine tem-
poräre Angelegenheit. Denn in den Jahren mit enormen Waldschäden sind die 
Preise deutlich nach oben gegangen. Herr Stärker hat es schon gesagt: Wir sind 
alle bestrebt, Holz in Deutschland zu verarbeiten und zu verwenden. Deutschland 
ist Nettoexporteur von Holzbauprodukten; wir exportieren ungefähr 10 Millionen 
Kubikmeter und importierten im Jahr 2023 circa 3,1 Millionen. Der Exportüber-
schuss beträgt also 7 Millionen Kubikmeter. Das liegt daran, dass wir eine sehr 
produktive deutsche Holzindustrie haben. Wir sind weltweit unter den top five. Das 
denkt man manchmal gar nicht; aber wir sind ein hidden Champion in diesem Be-
reich. Das heißt aber auch, dass wir noch mehr Holz im Inland verwenden und die 
Holzbauquote entsprechend nach oben bringen könnten. Ich habe es schon ge-
sagt: Wir haben zwar bei den Ein- und Zweifamilienhäusern mittlerweile eine sehr 
gute Quote erreicht. Aber im mehrgeschossigen Bereich, wo Holz seine Stärken 
ausspielen kann, sind wir ungefähr bei 5 %. Da sehen wir noch deutliches Poten-
zial nach oben.

Die grundsätzliche Verfügbarkeit von Holz in den Wäldern ist danach berechnet, 
was in den Wäldern steht – nicht nach dem, was aus den Wäldern rauskommt. Die 
Bundeswaldinventur wurde schon erwähnt. Da spanne ich jetzt den Bogen zu den 
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Schutzgebieten. Wir sind natürlich nicht grundsätzlich gegen Schutzgebiete, aber 
für uns ist die Verlässlichkeit wichtig. Nationalparke sind ein Mittel, um verschiede-
ne gesellschaftliche Interessen auszutarieren. Das sehen wir auch so. Hier sind die 
Artenvielfalt, Erholung, Tourismus Themen. Wir stellen uns auch nicht dagegen, 
aber für die Unternehmer ist es wichtig, welcher Zeithorizont für welche Fläche ge-
plant ist. Jetzt muss ich etwas Wasser in den Wein gießen: Leider ist der National-
park eines von vielen Puzzleteilen, die alle auf die gleiche Fläche einwirken. Wir 
sprechen von Nationalparken, von der Klimaschutzgesetzgebung, durch die er-
reicht werden kann, dass mehr Holz in den Wäldern gelassen wird, von verschie-
denen Biodiversitätsstrategien, die auch zu Nutzungseinschränkungen in mehreren 
Gebieten führen. Das würde in letzter Konsequenz dazu führen, dass wir im 
Worst Case, beim Zusammenwirken all dieser Maßnahmen, 23 % der gesamten 
deutschen Waldfläche nicht mehr nutzen dürfen. Das ist nicht unsere Meinung, 
sondern wurde kürzlich vom Wissenschaftlichen Beirat für Waldpolitik ausgegeben 
und ist nicht falsch zu verstehen: Das ist nicht destruktiv gemeint. Wir stehen zur 
Artenvielfalt, wir sehen natürlich einen gewissen Zusammenhang zwischen Klima-
schutz durch Holzverwendung und Waldbewirtschaftung und Artenvielfalt. Aber für 
unsere Unternehmen ist es natürlich ein Anliegen – ich glaube, es geht den ande-
ren Baustoffen genauso –, dass man das Potenzial sieht, das wir haben, und wie 
und in welcher Menge es verfügbar sein wird. – Der eine Nationalpark wird die 
Branche nicht kippen, aber die Summe der verschiedenen Einschränkungen führt 
natürlich zu einer geringeren Verlässlichkeit oder einer großen tatsächlichen Ein-
schränkung.

Bei der Effizienz im Privatwald haben Sie unseren Verband an Ihrer Seite als Un-
terstützer. Es gibt Förderprogramme für den Privatwald, die zur Wiederbewaldung 
führen sollen, also zur Aufforstung neuer Wälder bei Waldschäden. Sie sollen die 
Waldbesitzer in dem Bemühen unterstützen, ihren Wald klimastabil umzubauen. 
Denn die Förderung der Waldbesitzer und damit die Erhöhung der Effizienz der 
Bestrebungen, die älteren Bäume herauszuholen, um Platz für jüngere, gemischte-
re Bäume zu schaffen, macht Sinn. Das ist eine Erkenntnis aus den Waldschäden 
der letzten Jahre und absolut in unserem Sinne. Das würden wir begrüßen.

Ein kleiner Schwenk auf die Seite: Momentan gibt es auf Bundesebene unter-
schiedliche Förderprogramme, die als Fördervoraussetzung immer einen gewissen 
Anteil von Flächen enthalten, die nicht mehr bewirtschaftet werden dürfen. Das 
sehen wir als Weg in die falsche Richtung an. Wir wollen den Waldumbau aktiv for-
cieren und voranbringen und halten ihn auf der ganzen Fläche für notwendig.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Herzlichen Dank für Ihre Ausführun-
gen. Keine Sorge; wir wollen hier keinen politischen Schlagabtausch, sondern sind 
ganz aufmerksame Zuhörer. Was Sie soeben gesagt haben, war mir so nicht be-
wusst. Herr Kling, bitte: Sie antworten auf die Frage der Kollegin Sowa.

SV Dr. Bernhard Kling (Baustoffe, Steine und Erden e. V.): Grundsätzlich kann 
man sagen, dass die geologisch vorhandenen Vorräte an mineralischen Massen-
rohstoffen nach menschlichem Ermessen unerschöpflich sind. Die Schotterebene 
in Südbayern, Gletscherablagerungen aus der Eiszeit, zieht sich nach Baden-Würt-
temberg rein. Das Material ist aus den Alpen abgetragen und mit Gletschern in die-
ses Gebiet hineingetragen worden, über Flüsse etc. Diese klassischen Kiesvor-
kommen haben wir im südbayerischen Raum etwa bis zur Donau. Nördlich der 
Donau nutzen wir als Massenrohstoffe vor allem Kalkgestein; das sind Gebirgsvor-
kommen, Festgestein, das aus dem Gebirgsverband herausgetrennt werden muss. 
Diese Vorkommen sind im Prinzip auch unerschöpflich, weil in riesigen Mengen 
vorhanden; ich nenne den Altmühltaler Kalkstein, den Fränkischen Jura, den Mu-
schelkalk in Unterfranken. Dann haben wir auch noch Vorkommen an sogenannten 
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Hartgesteinen wie Basalt, Granit etc. entlang des Bayerischen Waldes. Die geolo-
gische Verfügbarkeit von Gestein ist also unendlich, wenn es auch nach menschli-
chem Ermessen nicht nachwächst. Themen wie Sandknappheit, Sandklau etc. gibt 
es für Deutschland, insbesondere für Bayern eigentlich nicht. Sie spielen auch in 
internationalen Diskussionen eine Rolle; sie heben mehr ab auf die Umweltzerstö-
rungen, die damit verbunden sind. Rein technisch gibt es ein paar Abstufungen. In 
Südbayern haben wir sehr kiesreiche Vorkommen; wir haben also regional etwas 
Sandknappheit. Im Bau benötigen wir beispielsweise für die Betonherstellung eine 
abgestufte Korngrößenverteilung von ganz fein bis grob, bis 32 Millimeter. Da gibt 
es regional gewisse Unterschiede, die sich dann preislich ausdrücken. Bei der Ver-
wendung von Splitten haben wir den Vorteil, dass wir im Raum Nürnberg Sande 
zur Verfügung haben, die das hervorragend ergänzen. Von daher ist nicht von 
einer geologischen Knappheit auszugehen.

SV Manfred Hoffmann (Arbeitsgemeinschaft Bayerischer Bergbau- und Mineral-
gewinnungsbetriebe e. V.): Ich möchte auf die tatsächliche Verfügbarkeit eingehen. 
"Unmittelbare Verfügbarkeit" heißt, dass ein Abbau dieser schier unerschöpflichen 
Mengen seitens der Landesplanung und Genehmigungsrechts möglich ist. Die 
Landes- und Regionalplanung sagt sehr dezidiert und flächengenau, wo man ab-
bauen kann. Sie ist aber das einzige Instrument. Das heißt: Es gibt kein Bundes-
planungsgesetz, kein Bundessicherungsgesetz, keine andere Fachplanung, die 
Rohstoffe sichert. Was in der Landesplanung, in der Regionalplanung versäumt 
wird, kann an anderer Stelle nicht nachgeholt werden.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen Dank. – Ich unterbreche jetzt 
für eine kurze Pause.

(Unterbrechung von 15:16 bis 15:25 Uhr)

Wir haben alle Ihre Antworten gelesen und möchten von Ihnen erfahren: Was ma-
chen wir jetzt konkret? – Wir sind heute zum Zuhören da. Zu sagen, alles ist teurer 
geworden, alles muss irgendwie wieder günstiger werden, reicht nicht ganz. Wir 
würden uns heute von Ihnen wünschen, dass Sie uns ganz konkret sagen, wo die 
Schraube aus Ihrer Sicht angezogen oder gelockert werden muss.

SV Martin Drognitz (Bayerischer Industrie- und Handelskammertag e. V.): Zu den 
konkurrierenden Nutzungen möchte ich vielleicht einen Punkt nennen, den wir jetzt 
in der Pause angesprochen haben. Wir kennen das beispielsweise aus Ingolstadt. 
Gebiete, die wir in Bayern für Windkraft sichern wollen, weisen wir als Vorrangge-
biet aus. Für uns stellt sich die Aufgabe, uns nicht zu sehr für einen späteren Roh-
stoffabbau zu beschneiden. Letztlich sind das Konflikte, die wir momentan in sehr, 
sehr langen Abstimmungsprozessen mit den Beteiligten klären. Da kann man na-
türlich an der Kommunikation untereinander arbeiten und die Bevölkerung mitneh-
men, um diese Abstimmungsschwierigkeiten auszuräumen.

Das andere Thema ist der bayerische Rohstoffatlas: Dort haben wir ein Tool, das 
sich, glaube ich, gut entwickeln kann und sollte. Da kann man durchaus nicht nur 
die Rohstoffgebiete, sondern auch konkurrierende Nutzungen erfassen, beispiels-
weise das Thema Windkraft mit abdecken und schauen, wo es Gebiete gibt, die 
wir für den Rohstoffabbau erschließen sollten und mit denen dann die Kosteneffizi-
enz eingehalten werden kann. Wir haben ja schon von der 35-Kilometer-Grenze 
gehört. Ein Lageplan, der alles enthält, und auf dessen Grundlage man entschei-
den kann, wie man kostengünstig an die heimischen Rohstoffe kommt, wäre viel-
leicht ein konkreter Punkt.

SV Dr. Bernhard Kling (Baustoffe, Steine und Erden e. V.): Ich kann nur unter-
streichen, was Herr Drognitz gesagt hat. Es gibt viele Einzelpunkte, die unseren 
Unternehmen das Leben schwermachen und die auch die Rohstoffgewinnung ver-
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teuern. Ich will mal das Thema Rohstoff und Wasser anschneiden. Wasser ist das 
wichtigste Lebensmittel – das haben wir gestern Abend von unserem Umweltminis-
ter Glauber gehört. Das würden wir, glaube ich, alle unterschreiben. Aber wir 
haben, wenn es um die Rohstoffgewinnung geht, vonseiten der Wasserwirtschafts-
ämter beim Schutz des Grundwassers, bei der Ausweisung von Schutzgebieten 
oder Vorrang-/Vorbehaltsgebieten für das Wasser, ein No-Go für die Rohstoffge-
winnung. Die Erfahrungen der letzten Jahre und Jahrzehnte zeigen, dass sich ei-
gentlich beides gut miteinander vernetzen lässt. Ich glaube, ein Miteinander anstatt 
eines Gegeneinanders sollte mehr in die Genehmigungspraxis Einzug halten. Nicht 
nur das eine – und das andere geht gar nicht, sondern möglicherweise kann man 
beides miteinander kombinieren. Ich glaube, dass das beim Grundwasser möglich 
ist, und auch bei der Nutzung von Flächen beispielsweise für erneuerbare Ener-
gien, weil die Rohstoffgewinnung immer zeitlich begrenzt ist. Das ist der große Vor-
teil bei der Gewinnung mineralischer Rohstoffe. Je nach Mächtigkeit der Lagerstät-
te ist eine Fläche nach kurzer Zeit, nach wenigen Jahren wieder frei für die 
Nachfolgenutzung. Das kann etwas länger oder auch kürzer dauern. Dabei ist es 
egal, ob diese Nutzung forstwirtschaftlich, landwirtschaftlich oder für Windkraft oder 
für eine Solaranlage ist. Es geht also um die Einhaltung der Reihenfolge: Erst Roh-
stoffgewinnung, dann eine alternative bzw. eine Folgenutzung. Das ist ein wichtiger 
Punkt. Dazu muss es natürlich für die Rohstoffgewinnungsbetriebe möglich sein, 
die Fläche für eine Folgenutzung zur Verfügung zu stellen und wiederherzurichten 
– das heißt: Renaturierung, wenn eine Nachnutzung als Biotop vorgesehen ist, 
aber auch eine etwaige Verfüllung, wenn beispielsweise wieder landwirtschaftliche 
oder forstwirtschaftliche Nutzflächen vorgesehen sind. Hier mehr miteinander zu 
agieren und das schon bei der Aufstellung von Flächennutzungsplänen in einer 
Verzahnung zu bedenken, wäre ein guter, wesentlicher Schritt, um Hürden abzu-
bauen und mehr Flächen zur Verfügung zu stellen, der das Ganze kostengünstiger 
machen würde.

SV Dipl.-Ing. (FH) Georg Gerhäuser (Landesverband Bayerischer Bauinnungen): 
Da möchte ich gleich anschließen: Die regionale Verfügbarkeit ist ganz wichtig, 
eine Stärke, die wir in Bayern haben. So können die Rohstoffe zu mehr oder weni-
ger marktwirtschaftlichen Preisen erworben werden. Wir müssen alles dafür tun, 
dass das so bleibt und dass diese Regionalität nicht durch Auflagen oder aufwen-
dige Genehmigungsverfahren verlorengeht. Wir haben schließlich hohe Transport-
kosten, die wirklich im Preis zu Buche schlagen. Insofern ist die regionale Verfüg-
barkeit sehr wichtig; wir müssen handeln, damit diese Verfügbarkeit weiterhin 
gegeben ist. – Dazu würde Herr Demharter kurz etwas sagen.

SV Andreas Demharter (Landesverband Bayerischer Bauinnungen): Wir vertreten 
die Verarbeiter. Dadurch haben wir auf die heutigen Fragen einen etwas anderen 
Blick – ähnlich wie der Vertreter der Architekten zur Rohstoffwirtschaft. Wir sind als 
Verarbeiterverband grundsätzlich baustoffneutral. Der Bauausschuss weiß, dass 
wir Wert darauf legen, dass auch der Freistaat Bayern sich baustoffneutral verhält. 
Baustoffneutralität bedeutet für uns, dass wir gemeinsam mit dem Planer versu-
chen, Baustoffe je nach Anforderungen des Einzelfalls so einzusetzen, dass sie 
ihre Vorzüge optimal ausspielen können und ihre Nachteile möglichst wenig zum 
Tragen kommen. In allen Belangen spielen Nachhaltigkeit, CO2, Kosten – alles 
eben – rein. Die Herausforderung ist, im Einzelfall zu entscheiden, was die optima-
len Materialien sind. Die Vertreter des Holzbereichs haben die Stärken ihres Bau-
stoffs schon dargestellt, beispielsweise das Gewicht bei Aufstockungen. Sie haben 
aber auch angedeutet, dass wir in Zukunft in ganz erheblichem Umfang an minera-
lische Baustoffe angewiesen sein werden. Immer, wenn’s feucht wird, wenn’s in die 
Erde geht, brauchen wir mineralische Baustoffe, Mauersteine, Beton. Aufgrund des 
Gewichts und der Transportkosten, die damit verbunden sind, ist es ganz wichtig, 
dass wir als Bauwirtschaft die zukünftig regional zu vertretbaren Preisen zur Verfü-
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gung haben. Sie alle kennen die momentane Situation der Bauwirtschaft: Es läuft 
wenig, und für 2025 sind die Aussichten nicht sehr gut. Das hängt auch sehr stark 
an den Preisen. Wir sind verdammt teuer geworden, und die Finanzierungsbedin-
gungen haben sich verschlechtert. Das verschärft das Problem noch. Wir müssen 
zusehen, dass wir auch die mineralischen Baustoffe – das ist unser Anliegen – 
künftig zu vertretbaren Preisen und nachhaltig, also mit möglichst geringem CO2-
Fußabdruck, zur Verfügung haben. Alles, was man dazu tun muss, steht eigentlich 
schon in den Fragen. Ich möchte darauf hinweisen, dass alle mineralischen Bau-
stoffe auf dem Weg sind, ihren CO2-Fußabdruck zu verringern. Was die Energie 
betrifft, sind wir auf einem guten Weg; was CO2 betrifft, haben wir noch ein Stück 
Weges zu gehen. Wir brauchen CO2-Infrastruktur. Für uns als Verarbeiter sind das 
eigentlich die entscheidenden Fragen. An den Fragen des Abbaus sind die Bau-
stoffverbände einfach näher dran.

SV Manfred Hoffmann (Arbeitsgemeinschaft Bayerischer Bergbau- und Mineral-
gewinnungsbetriebe e. V.): Die fortschreitende Bürokratisierung führt dazu, dass 
der Mittelstand hintendran bleibt und diese Entwicklung nicht mehr verkraftet. Das 
spricht gegen dezentrale Einheiten, die aber gerade bei den hohen Transportkos-
ten von Baurohstoffen eine Rolle spielen. Die Zulassung vieler dezentraler Abbau-
stätten und ihre Kombination mit einer Recyclinganlage wäre so viel sinnvoller und 
dann auch mittelstandsfreundlich. Wenn das Genehmigungsrecht immer unhandli-
cher wird, können aber nur noch große Einheiten agieren; diese tendieren dazu, 
auch große einzelne Abbaustätten zu schaffen, die dann auch professionell ge-
handhabt werden. Das hat aber den Nachteil steigender Transportkosten; auch ge-
eignete Standorte für Recyclinganlagen stehen dann nur noch zentral zur Verfü-
gung. Auch für den Artenschutz stehen dann nicht die vielen dezentralen Trittsteine 
zur Verfügung, wie es sie früher gegeben hat. Früher gab es eben irgendwo eine 
kleine Kiesgrube, zu der die Wildtauben eingeflogen und wo die Lurche sich ange-
siedelt haben. Die Abstände zwischen diesen kleinen Kiesgruben waren auch für 
die nicht so mobilen Arten, die nicht fliegen können – Lurche sind in dieser Hinsicht 
einfach etwas behindert –, verkraftbar. Das fehlt heute einfach alles, und dann wird 
es schwieriger, für eine Durchsetzung mit biologisch wertvollen Standorten zu sor-
gen. – Mir liegt der Artenschutz nämlich auch am Herzen.

SVe Julia Möbus (Deutsche Säge- und Holzindustrie Bundesverband e. V.): Ich 
würde noch gerne noch einen Punkt aufgreifen, der schon genannt wurde, nämlich 
die Lagerstätten, und dazu ein Wort sagen. Über diesen Punkt haben wir noch gar 
nicht so intensiv gesprochen. Holz ist ein nachwachsender Rohstoff – das zeichnet 
ihn aus. Er ist aber auch ein natürlicher Rohstoff und damit den Klimaveränderun-
gen unterworfen, die wir in den letzten Jahren in Bayern glücklicherweise nicht so 
stark, aber in anderen Regionen Deutschland wie im Sauerland oder im Harz sehr 
deutlich gesehen haben und die dort zu großflächigen Waldschäden geführt 
haben. Auch wenn ich keine Klimaforscherin bin, sehe ich, dass alle Modellierun-
gen darauf hindeuten, dass es in den nächsten Jahren und Jahrzehnten wärmer 
werden wird. Das heißt: Diese Tatsache wird früher oder später auch in Bayern zu 
einer Veränderung der Bedingungen für die Wälder führen, so dass die Wälder ent-
sprechend auch anfälliger für Waldschäden werden. Für uns ist das insofern rele-
vant, als wir im Hinblick auf die Verlässlichkeit und Planbarkeit der Holzverarbei-
tung für solche Fälle Lagerstätten schaffen wollen. Da muss ich in das gleiche 
Horn stoßen wie meine Vorredner: Es ist für die Unternehmen unglaublich schwie-
rig, diese Lagerstätten genehmigen zu lassen. Das liegt am Wasserrecht, an Was-
serschutzgebieten und an naturschutzfachlichen Einschränkungen.

Es betrifft nicht nur Holz, aber bei Holz gibt es eine Besonderheit: Wenn Waldschä-
den vorhanden sind, wenn die Käfer die Bäume befallen, hat man nur einen be-
grenzten Zeitraum, um die Bäume zu verbringen und zu bewässern, damit die 
Qualität gleich bleibt. Die Hersteller von Bauholz dürfen diese Bäume ab einer be-
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stimmten Eindringtiefe in den Stamm – das ist technisch sehr kompliziert – nicht 
mehr als Bauholz auf den Markt bringen. Wir haben also Zeitdruck, und deshalb 
wünschen wir uns – das wurde hier schon mehrmals benannt –, dass in diesen 
Fällen die Holzlagerung im überragenden öffentlichen Interesse sein kann. Das 
sind begrenzte Einzelfälle; Sie schmunzeln schon, weil das heute schon sehr oft 
bemüht wurde. Aber es ist tatsächlich so: Wenn die Zeit verstrichen ist, sind die 
Bäume nicht mehr als Bauholz zu verarbeiten. Das wäre natürlich kontraproduktiv 
– bei allem, was damit zusammenhängt.

Das Thema Transport ist für uns ebenso erheblich, weil die Kapazitäten auch da 
begrenzt sind. Mir ist bewusst, dass alle Baustoffe transportkostenintensiv sind; in 
diesem Fall brauchen Sie für den Holztransport zusätzlich einen Kran auf dem Lkw 
– das ist eine weitere Besonderheit. Da wünschen wir uns eine zeitlich befristete 
Erhöhung des zulässigen Gesamtgewichts wie in anderen Ländern, die das zuläs-
sige Gesamtgewicht für die Fälle großflächiger Waldschäden temporär erhöht 
haben. Damit würde die Voraussetzung geschaffen, um reagieren zu können, 
wenn der Fall eintritt, der in den nächsten Jahren leider relativ wahrscheinlich ist. – 
Das wären unsere Punkte zum Rohstoffabbau.

SV Stefan Schmidmeyer (Baustoff Recycling Bayern e. V. München): Sie haben 
nach konkreten Maßnahmen gefragt. Ich beschränke mich jetzt auf die Sekundär-
rohstoffe im Baustoffbereich. Hier haben wir zwei Punkte.

Die regionale Verteilung in der Fläche senkt die Kosten und verkürzt die Transport-
wege. Die Bauabfälle fallen überall in den Regionen an. Für einen vernünftigen Ab-
lauf brauchen wir in den Regionen Zwischenläger und Aufbereitungsflächen, Kapa-
zitäten, Anlagen. Um diese zu bekommen, müssen wir zwei Hürden überspringen: 
zum einen das Baurecht; die Kommunen vor Ort müssen Baurecht schaffen, damit 
wir überhaupt eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung starten können. Hier 
ist es wie in vielen Fällen: Jeder ist für das Recycling vor Ort – freilich, wir wollen 
Baustoff-Recycling, aber doch nicht bei uns. Könnt ihr das nicht auf der anderen 
Seite der Stadt oder im Nachbarlandkreis machen? – Über die Verweigerung des 
Baurechts wird auch die Möglichkeit verweigert, vor Ort Anlagenkapazitäten für 
eine Aufbereitung oder ein Zwischenlager zu schaffen.

Die zweite Hürde kommt beim Landratsamt, wenn die erste Hürde auf irgendeine 
Art und Weise in der Kommune genommen wurde. Dann geht das Genehmigungs-
verfahren los mit einer Gutachtenschlacht, weil Probleme oder Differenzen, irgend-
welche kritischen Punkte nicht mehr im Gespräch mit den Fachbehörden gelöst 
werden können. Vor 30 Jahren war das noch möglich; vor 30 Jahren war ich selbst 
Unternehmer in der Branche und habe meine ersten Genehmigungen auf diese Art 
und Weise zustande gebracht. Heute braucht man ein Gutachten; wenn das nicht 
passt, braucht man ein zweites Gutachten. Das kostet Zeit, Geld und Nerven für 
alle Beteiligten. Dann muss man ständig auf der Hut sein, damit die gesetzlichen 
Vorgaben auch 1 : 1 umgesetzt werden. Von Amts wegen wird immer versucht, 
noch eins draufzusetzen. Wir reden ja immer davon, dass EU-Regelungen 1 : 1 
umgesetzt werden sollen – aber wir schaffen es nicht einmal, die eigenen Landes- 
und Bundesregelungen in diesem Bereich 1 : 1 umzusetzen. Man toppt das immer 
wieder im Einzelfall vor Ort. Da muss man wieder zurückschrauben und darauf 
achten, dass im Baurecht und im Immissionsschutzrecht wieder mit Sachverstand 
und Vernunft an die Fragen herangegangen wird, damit vieles wieder für den Un-
ternehmer entschieden wird, anstatt immer zu sagen: Wollen wir nicht; wir wollen 
nur eine schöne Industrie, nur ein schönes Gewerbe. – Andernfalls können wir 
nicht überleben.
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Ein weiterer Aspekt, den wir betrachten müssen, ist auf unserer Seite natürlich 
auch die Nachfrage, der Absatz, die Akzeptanz. Unsere Unternehmen tun alles für 
die Qualität und Zertifizierung. Trotzdem werden gerade im Bereich der öffentli-
chen Aufträge Recyclingbaustoffe, Sekundärbaustoffe abgelehnt – manchmal 
sogar direkt, obwohl das vergaberechtswidrig ist. Aber als Außenstehender können 
Sie darauf keinen Einfluss ausüben. Die Vorgabe der Vorbildfunktion der öffentli-
chen Hand und die abfallwirtschaftlichen Regelungen werden missachtet. Sie ste-
hen zwar im Gesetz, aber können von Dritten nicht eingefordert werden. Wenn 
auch produktneutral ausgeschrieben wird, gibt es Baubestimmungen in den Kom-
munen, die Anforderungen hinsichtlich der Umweltverträglichkeit stellen, die von 
Sekundärbaustoffen einfach nicht erfüllt werden können. Auch da gilt wieder: Un-
sere Verordnungen und Gesetze sehen die strengsten Grenzwerte vor, wie wir sie 
noch nie hatten, die höchsten Anforderungen an den Grundwasserschutz. Dann 
werden Festsetzungen getroffen, die nochmal 50 oder 60 % über dem liegen, was 
im Gesetz steht. Da haben wir gar keine Chance, unsere Sekundärbaustoffe abzu-
setzen. Grundwasserabstände und alles ist festgelegt – aber wir streiten uns um 
die letzten Zentimeter Abstand vom höchsten zu erwartenden Grundwasserstand 
und darum, ob da Recyclingbaustoffe eingesetzt werden dürfen oder nicht. Auch 
für den letzten Zentimeter wird noch ein teures Gutachten gefordert. Spätestens 
dann wollen die Baufirmen, die Bauherren nicht mehr. Hier müsste man wieder auf 
ein vernünftiges Maß kommen, um das Potenzial der Sekundärbaustoffe nutzen zu 
können.

SV Dipl.-Ing. Robert Viktor Scholz (Architekten und Ingenieure): Das Themenfeld 
der Baurechtsvereinfachung wurde schon mehrfach angesprochen und detailliert 
ausgeführt. Aus Architektensicht möchte ich anmerken, dass hier Fragezeichen 
bleiben. EU-Recht wird in den Einzelstaaten unterschiedlich umgesetzt, gerade, 
was die Effizienzklassen betrifft. Hier gelten in Deutschland rätselhafterweise völlig 
andere Grenzwerte als in den Niederlanden. Was in den Niederlanden die Effizi-
enzklasse A erfüllt, erfüllt in Deutschland gerade mal die Kriterien der Klasse E 
oder F. Das muss unbedingt auf den Prüfstand – hier oder dort. Solche Einflussfak-
toren verkomplizieren dieses Feld der Baurechtsvereinfachung um eine weitere Di-
mension.

Die bisherige Gesprächsrunde ist sehr holz- und mineralische-Baustoffe-lastig ge-
wesen; das ist natürlich gerechtfertigt, weil das die heimischen Rohstoffe in Bayern 
sind. Ich möchte aber den Diskurs kurz auch auf andere Baustoffe lenken. Ich 
habe einige historische Gebäude saniert und umgebaut und dabei die Erfahrung 
gemacht, dass gerade bei alten Häusern fast ausschließlich mineralische Baustoffe 
verbaut wurden, die sich leicht und ohne großen Aufwand als günstiger Bauschutt 
entsorgen lassen. Lediglich Holzbaustoffe und Glas müssen sofort getrennt wer-
den, was mit überschaubarem Aufwand möglich ist.

Bei einem modernen Gebäude wird das schon schwieriger. Insbesondere Außen-
dämmungen und Vollwärmeschutzverbundsysteme mit hohem Anteil an expandier-
tem Polystyrol-Hartschaum EPS, extrudiertem Polystyrol-Hartschaum XPS oder 
Polyurethan-Hartschaum PUR unterliegen einem Vermischungsverbot und erfor-
dern eine sortenreine, fachgerechte Entsorgung, was zusätzlichen Arbeitsaufwand 
und Kosten mit sich bringt. Da der Trend immer mehr hin zu immer komplexeren 
Bauelementen geht, erhöht sich der Entsorgungs- und Recyclingaufwand und da-
durch auch der Transportaufwand. Recycling ist dabei ein mildernder Faktor, aber 
hier ergeben sich Potenziale, die zeigen, dass man sich Gedanken darüber ma-
chen muss, wie man die Rohstoffe einsetzt.

Ein letzter Gedanke mit einer globaleren Betrachtung. Die Carolabrücke in Dres-
den zeigt eindrucksvoll, dass technologischer Fortschritt und der Glaube an die 
universelle Einsetzbarkeit eines Baustoffs nicht immer der Schlüssel zu nachhalti-
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gem Bauen sind. Spannbeton als billiger Baustoff der Nachkriegszeit hatte damals 
überall die Kommunalpolitiker davon überzeugt, das Richtige zu tun. Dieser Ge-
danke stand in der damaligen Aufbauphase sicherlich im Vordergrund. Es gibt 
demgegenüber aber Langzeiterfahrungen mit gewölbten Bogenbrücken aus Natur-
stein zum Beispiel, die aber auch einen großen Aufwand erfordern. Der Vorgänger-
bau der Carolabrücke war übrigens eine stählerne Bogenbrücke, und es bedurfte 
erst eines Krieges, um diese durch eine Sprengung zu zerstören. – Damit spanne 
ich einen ganz weiten Bogen; aber jetzt kommt der Schlusssatz: Beim Einsatz der 
Baustoffe und der hochverarbeiteten Endprodukte daraus können Architekten, 
Bauherren, die Politik und auch die öffentlichen Bauherren ganz gewaltige Lenkun-
gen einstreuen, die entweder zur Vorbildfunktion gehören oder aber zu Fehlent-
wicklungen führen.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Herzlichen Dank. Ich will Ihre Ausfüh-
rungen nicht weiter kommentieren, nur so viel: Der Baustoff, der bei der Carolabrü-
cke verbaut worden ist, war nicht in Ordnung.

SV Dipl.-Ing. Robert Viktor Scholz (Architekten und Ingenieure): Ich wollte damit 
in erster Linie zum Ausdruck bringen, dass Spannbeton sehr komplex ist und dass 
es da viele Fälle gibt, die ein bisschen Probleme bringen. – Das war nur ein Bei-
spiel, um zu zeigen, auf welcher Ebene man sich da Gedanken machen muss.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Einverstanden. – Herr Stärker!

SV Alexander Stärker (Familienbetriebe Land und Forst Bayern e. V.): Was kön-
nen Sie konkret tun? – In Bayern ist die Welt eigentlich noch ganz in Ordnung, ge-
rade wenn es um den Rohstoff Holz geht. Wir wären froh, wenn es in Berlin und 
Brüssel ähnlich gut zuginge. Führen Sie sich doch mal vor Augen, was wir voriges 
Jahr alles abzuwehren versucht haben: Bundeswaldgesetz, Nature Restauration 
Law, Soil Monitoring, RED III, EUDR, Waldmonitoring, Leitlinien für Biodiversitäts-
freundliche Aufforstung etc. pp. Ich könnte noch viele aufführen – lauter Regelun-
gen, die aus Brüssel oder Berlin kamen; wir haben versucht, sie in kürzester Zeit 
abzuwehren. Warum kriegen wir nicht genügend Holz aus dem Wald, haben Sie 
vorhin gefragt. – Das sind natürlich einige der Gründe. Stellen Sie sich den Holz-
schnitzer in Oberammergau vor, der seit Generationen den Baum von seinem 
Nachbarn bezieht, der ein Tagwerk Holz hat, und daraus Krippenfiguren schnitzt. 
Er muss diesen Baum künftig nach der EU-Entwaldungsverordnung an eine Daten-
bank in Brüssel melden – sie funktioniert übrigens nicht. Das Problem ist technisch 
nicht zu lösen; deswegen wurde das Projekt jetzt um ein Jahr verschoben. Dann 
können Sie sich vorstellen, dass dieser Schnitzer im Zweifelsfall sagt: Dann lasse 
ich den Baum halt stehen und fälle ihn nicht. – Wir werden mit einer irrsinnigen Bü-
rokratie überfrachtet. Wir brauchen für alles Umweltverträglichkeitsgutachten, die 
oftmals wesentlich teurer sind als die Maßnahme selber. Ich habe das regelmäßig 
in meinem eigenen Betrieb: Die Baumaßnahme ist relativ klein, aber das Umwelt-
verträglichkeitsgutachten sehr groß. Oftmals wird es hinterfragt, sodass es noch 
ein zweites braucht. – Das ist eines der großen Probleme, die wir haben. Das kann 
nicht sein.

Was können Sie tun, um normalen Menschenverstand auch in den unteren Behör-
den wieder walten zu lassen? – Die Leute anweisen, auch mal Dinge zu entschei-
den, anstatt sie immer an den nächsten weiterzugeben, um möglichst aus der Ver-
antwortung zu kommen. Das funktioniert nicht, und das verhindert am Schluss, 
dass wir mehr Holz einschlagen. 700.000 Waldbesitzer sind damit völlig überfor-
dert.

26
Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode

Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert
Anhörung

21. BV, 28.01.2025

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5151
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5151


Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen Dank. Wir sind durch mit der 
Beantwortung der Frage, was Sie uns zwischen den Zeilen mitgeben wollen. Wel-
che Fragen haben die Kolleginnen und Kollegen?

Abg. Jochen Kohler (CSU): Die Frage geht an Herrn Gerhäuser oder Herrn Fet-
zer. – Die Recycling-Baustoffe sind heute ein bisschen zu kurz gekommen. Sie 
spielen eine immer wichtigere Rolle und entlasten die Rohstoffmärkte. Welche 
Rolle spielt aus Ihrer Sicht der verstärkte Einsatz von Recyclingbaustoffen in der 
Bauwirtschaft? Wo sehen Sie noch regulatorische, aber auch technische Hemm-
nisse?

Abg. Konrad Baur (CSU): Wie schaut es aus mit der Verfügbarkeit von Recycling-
baustoffen in Anbetracht der generellen Motivation, mehr im Bestand zu bauen? 
Bekommen wir überhaupt noch genügend Recycling-Material?

Eine vielleicht recht triviale Frage zu Holz: Bei der Holzverfügbarkeit schaut es, so 
wurde ausgeführt, recht gut aus, weil wir sogar Nettoexporteur sind. Das ist grund-
sätzlich ja positiv. Wie schätzen Sie aber die Lage ein, nachdem Holz auch Ener-
gieträger ist? Konkurrieren die Nutzungen nicht miteinander, oder ist der Vorrat 
wirklich unerschöpflich? – Wir haben ja die regulatorischen Themen, die Sie be-
schränken, die Themen der Biosphären, Nationalparke etc. Ich habe den Eindruck, 
als könnten viele kritische Faktoren die Verfügbarkeit von Holz einschränken. 
Hinzu kommt ein erweiterter Heizenergiebedarf durch Holz. Wird Holz nicht irgend-
wann einmal knapp – oder passt es soweit?

Abg. Joachim Konrad (CSU): Ich möchte eine Lanze brechen für den Abbau von 
Rohstoffen in Bayern. Die Gewinnung von Bodenschätzen und Rohstoffen sichert 
unseren Wohlstand. Ich bin zudem wirklich der Überzeugung, dass dezentrale Ab-
baustätten Transportwege sparen und den regionalen Mittelstand stärken. Deswe-
gen frage ich die Herren Fetzer und Hoffmann. Im Landesentwicklungsprogramm 
steht, dass die Abbaustätten sich konzentrieren sollen. Würde es helfen, diesen 
Passus zu verändern hin zu der Möglichkeit, auch dezentrale Stätten zu fördern?

SV Georg Fetzer (Bayerischer Industrieverband Baustoffe, Steine und Erden e. 
V.): Zur Frage von Herrn Kohler: Recycling ist in unserer Baustoffwelt seit vielen 
Jahren fest installiert und daraus auch nicht mehr wegzudenken. Wir verwenden, 
was geht. Es gibt zertifizierte Recycling-Baustoffe, die nach den entsprechenden 
Normen im Straßenbau verwendet werden können. Das ergibt manchmal auch 
beim Verwender gewisse Einschränkungen. Herr Schmidmeyer hat schon gesagt, 
dass selbst die öffentliche Hand manchmal doch auf den Primärrohstoff zurück-
greift, obwohl ein hervorragender Recycling-Baustoff zur Verfügung steht. Ich kann 
das aus dem eigenen Unternehmen berichten. Wir machen seit 1994 Baustoff-Re-
cycling und stellen dort zertifizierte Straßenbaustoffe her. Wir stellen auch diese 
Restriktionen fest.

Das andere ist die Verwendung von Recycling-Material von Abbruchmaterial im 
Transportbeton oder Beton. Da sind wir sehr weit gekommen. Es gibt technische 
Einschränkungen, die Herr Dr. Kling besser definieren kann. Wir sind aber auf 
einem guten Weg. Das hat etwas mit Normen und Verwendbarkeit zu tun. Das re-
zyklierte Material muss dieselben Anforderungen erfüllen wie der Primärrohstoff. 
Transportbeton oder Beton besteht aus drei Fraktionen: 0/4er Sand, 8/16er Kör-
nung oder 16/32er Körnung. Alle diese Körnungen können mit rezyklierten Bau-
stoffen hergestellt werden, müssen aber die technischen Anforderungen erfüllen, 
um die Festigkeit und die Nachhaltigkeit des Betons zu gewährleisten. – Das könn-
te Herr Schmidmeyer sicher noch ergänzen.

Zur Frage nach der Rohstoffversorgung: Die Konzentration ist sicherlich richtig, 
weil man sich im Regionalplan auf gewisse Flächen konzentrieren und andere 
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Nutzungen ausschließen kann. Wir haben das Problem, dass die Vorbehaltsgebie-
te und Vorranggebiete im Regionalplan ausgewiesen werden. Bei Vorranggebieten 
haben wir noch gewisse Chancen, dass nichts Anderes kommt. Aber ein Vorbe-
haltsgebiet ist einfach zu schwach. Das hat Herr Hoffmann schon gesagt. Man 
müsste einfach mehr Vorranggebiete ausweisen. – Was aber absolut wichtig ist, ist 
die dezentrale Versorgung, die Kleinteiligkeit, wie ich schon im Eingangsstatement 
gesagt habe. Wir haben sehr viele Abbaustätten. Kieswerke und Veredelungsbe-
triebe sind darauf angewiesen, dass der Rohstoff hinterm Haus abgebaut werden 
kann. Deswegen: Konzentration – ja, aber die kleinteilige Struktur soll erhalten blei-
ben.

Sie haben den Raum Ingolstadt angesprochen. Da gibt es ja Riesen-Probleme bei 
der Kiesversorgung. Es macht keinen Sinn, wenn wir schon den Rohkies über 30, 
40, 50 Kilometer hertransportieren müssen, um dann das verarbeitete Material wie-
der woanders hinzutransportieren. Im optimalen Fall ist die Kiesgrube hinterm 
Haus. Das schaffen wir nur mit einer kleinteiligen, regionalen Rohstoffgewinnung.

SV Stefan Schmidmeyer (Baustoff Recycling Bayern e. V. München): Zum Poten-
zial der RC-Baustoffe hat Herr Fetzer schon ausgeführt. Von der Qualität her, die 
wir aufbereiten, die wir bieten können, gibt es fürs Recycling keinen Bonus, keine 
andere Anforderung als an die primären Baustoffe. Wir haben genügend Normen 
und Regelungen zur Umsetzung. Wir könnten vielleicht mehr tun – da müssten wir 
aber an den Normen arbeiten, um das Potenzial zu heben. Das wird auch ge-
macht. Das große Manko ist das Wollen: Wollen wir das Material einsetzen? Wenn 
wir nur die technischen Regelwerke, die DIN-Normen nehmen und Ersatzbaustoffe 
verordnungsgerecht einsetzen und normgerecht verarbeiten, könnten wir schon ein 
großes Potenzial nutzen. Da haben wir keine technischen Hemmnisse; wir müssen 
es nur umsetzen und wollen. Dann haben wir eine breite Palette von Betonab-
bruch, von Bauschutt, von Mauerwerksabbruch über den Bodenaushub, Gleis-
schotter bis hin zu Aschen, Schlacken aus industriellen Prozessen. Wir können sie 
einsetzen. Wir wissen auch, wo und wie wir sie schadlos und ganz vernünftig ein-
setzen können. Wir müssen es nur machen. – Zur Verfügbarkeit: Auch wenn wir 
alle Bauabfälle recyceln, werden wir nie unseren gesamten Baustoffbedarf mit Re-
cycel-Material ersetzen können. Das muss jedem bewusst sein. Die Vorstellung, 
wir recyceln, und dann brauchen wir keinen Rohstoffabbau mehr – die funktioniert 
nicht.

Zur Verfügbarkeit angesichts des Trends zum Bauen im Bestand: Wenn wir mehr 
im Bestand bauen, haben wir gerade mehr Bauschutt, mehr Bauabfälle zur Verfü-
gung, als wenn in der Fläche gebaut wird. Die Verfügbarkeit hängt ab von der Bau-
konjunktur: Wird mehr gebaut, haben wir mehr Bodenaushub, mehr Bauschutt. 
Wird weniger gebaut, haben wir weniger. Aber dann brauchen wir auch weniger 
Baustoffe. Das wird sich also immer einpendeln. Wir haben bisher deutschland- 
und bayernweit noch keine Baumaßnahme gehabt, auch keine größeren Straßen-
baumaßnahmen, bei denen 200.000 bis 300.000 Tonnen Recyclingmaterial ver-
baut worden sind, wo es zu irgendeinem Zeitpunkt geheißen hätte: Wir haben nicht 
genügend Recyclingmaterial zur Verfügung. – Das geht also, aber immer nur in 
Kombination. Wir werden nicht alles ersetzen können, aber allein aus Gründen des 
Klima- und Umweltschutzes, der Kreislaufwirtschaft und Nachhaltigkeit sollten wir 
alle Potenziale nutzen, um so viele Sekundärbaustoffe wie möglich einzusetzen.

SV Dipl.-Ing. (FH) Georg Gerhäuser (Landesverband Bayerischer Bauinnungen): 
Aus Sicht des verarbeitenden Gewerbes ist es letztendlich egal, ob Primär- oder 
Sekundärbaustoffe eingesetzt werden. Die Verfügbarkeit ist maßgeblich, selbstver-
ständlich auch die Eigenschaften. Aber die sind bei beiden relativ gleich. Natürlich 
ist es schön für ein Unternehmen, das etwas zurückbaut, wenn es das Material 
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gleich durch Recycling wieder einsetzbar machen kann. Früher war das noch rela-
tiv einfach: Man durfte vor Ort auf der Baustelle das Material gleich brechen und 
konnte es aufbereiten, sodass es wiedereingesetzt werden konnte. Das ist jetzt 
nicht mehr so einfach; es bedarf eines aufwendigen Genehmigungsverfahrens. 
Das war früher nicht der Fall. – Es macht alles einfacher, wenn man Bauschutt 
nicht entsorgen muss, sondern gleich wieder zum RC-Material verarbeitet und wie-
dereinsetzt. Das ist natürlich auch ein wirtschaftlicher Aspekt. Man sollte einmal 
darüber nachdenken, damit es wieder einfachere Möglichkeiten gibt, wie wir sie 
schon einmal hatten.

SV Alexander Stärker (Familienbetriebe Land und Forst Bayern e. V.): Zur Frage 
von Herrn Abg. Baur: Die Diskussion über Energieholz ist letztes Jahr sehr intensiv 
geführt worden, vor allem im Zug der Diskussion über das Heizungsgesetz. Da 
muss man mit einigen falschen Vorstellungen aufräumen: Bei Energieholz konkur-
rieren wir überhaupt nicht mit der stofflichen Nutzung. Es ist lediglich ein Koppel-
produkt, kein Hauptprodukt der nachhaltigen Waldbewirtschaftung. Energieholz 
wird im Normalfall aus Teilen des Baumes gewonnen, die für die stoffliche Nutzung 
nicht taugen. Schon beim Fällen des Baumes wie auch später bei der Weiterverar-
beitung fallen viele Abschnitte an. Die konkrete Antwort auf Ihre Frage lautet also: 
Nein, wir haben keine Konkurrenz; nein, uns geht das Holz nicht aus.

SVe Julia Möbus (Deutsche Säge- und Holzindustrie Bundesverband e. V.): Bei 
Energieholz, vor allen Dingen bei Brennholz, das den größten Teil des Energiehol-
zes aus dem Privatwald ausmacht, reden wir vor allen Dingen von Laubholz. Beim 
Holzbau sprechen wir über Nadelholz. Das liegt daran, dass Nadelholz schön ge-
rade wächst; man kann es hervorragend zu Balken verarbeiten. Das heißt: Da be-
steht in den Stoffströmen keine Konkurrenz. Wenn wir einen Stamm zu Balken 
sägen, nutzen wir ungefähr 60 % des Stammes. 40% entfallen auf Nebenprodukte, 
die teilweise in den eigenen Heizkraftwerken für Prozesswärme und Strom genutzt 
werden. Das läuft also ineinander.

Bei der Verfügbarkeit ist wichtig zu wissen: Wir sprechen hier von der potenziellen 
Verfügbarkeit. Das, was im Wald steht, muss dann auch rauskommen. Gerade das 
Brennholz motiviert viele Waldbesitzer, in ihrem Wald Holz zu schlagen und das 
Holz für die holzverarbeitende Industrie rauszuholen. Das läuft also Hand in Hand. 
Wichtig ist bei dem Waldumbau, den wir auch in Bayern forcieren wollen, der Ein-
bau von größeren Mengen Laubholz. Für dessen Verwendung muss man sich eine 
Strategie überlegen. Denn der Holzbau basiert auf Nadelholz, und das wird er 
auch in der Zukunft tun, schon allein aufgrund des Gewichts und der Wuchseigen-
schaften. Um den Holzbau in Bayern zu stärken, ist es also wichtig, künftig auch 
einen Fokus auf Nadelholz zu legen.

Wenn ich schon das Wort habe, möchte ich eine konkrete Maßnahme vorschlagen. 
Für die Verwendung der Baumart Kiefer im Innenraum gibt es ein Hemmnis bei 
den Innenraum-Luftwerten, die in den technischen Baubestimmungen auch in Bay-
ern vorgegeben sind. Gerade in Bezug auf die Holzverfügbarkeit und die Anwen-
dung würden wir das gerne überarbeiten, sodass man auch die Kiefer als Baumart, 
die sich künftig in bayerischen Wäldern vermehrt finden kann, im Innenraum ein-
setzen darf.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen Dank. – Ich würde die nächste 
und gleichzeitig letzte Fragerunde eröffnen.

Abg. Ursula Sowa (GRÜNE): Meine Frage geht wieder an die Herren von LBB, 
BIV und IHK. – Immer wieder sind als Stichworte das Landesentwicklungspro-
gramm, der Rohstoffatlas und die Grundwasserproblematik aufgetaucht. Um schon 
mal ein kleines Resümee über die heutige Anhörung zu ziehen, frage ich Sie, ob 
Sie es gut fänden, wenn das Landesentwicklungsprogramm parallel zum Rohstoff-
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atlas aktualisiert würde. Beides könnte unter rechtzeitiger Einbeziehung zweier Be-
hörden erfolgen, nämlich der Wasserwirtschaftsämter wegen des Grundwassers 
und des Umweltministeriums wegen der Umweltverträglichkeitsprüfungen. Können 
Sie sich vorstellen, dass ein Paket mit diesen Ansprechpartnern geschnürt wird 
und wir hier im Landtag das angehen, um Ihren Interessen unter Einbeziehung 
aller anderen Akteure gerecht zu werden? Welche Zeitachse wäre für Sie da rele-
vant?

SV Dr. Bernhard Kling (Baustoffe, Steine und Erden e. V.): Frau Sowa, ich glau-
be, dass das vom Grundsatz her ein sehr guter Vorschlag ist. Ich habe vorhin 
schon bei der Beantwortung der Fragerunde bezüglich der praktischen Umsetzung 
gesagt, dass mehr Miteinander deutlich besser ist als ein Gegeneinander. Wir stel-
len gerade im Umweltministerium fest, dass es auf der einen Seite Fraktionen zur 
Kreislaufwirtschaft bzw. zur Abfallbehandlung und zum Wasser auf der anderen 
Seite gibt. Ich habe zumindest den Eindruck, dass es da Bedarf für Gespräche 
untereinander gibt, damit man ein Miteinander von Rohstoffgewinnung und Was-
serschutz schafft und das auch im Landesentwicklungsplan zum Ausdruck bringt. 
Das würde ich für eine sehr gute Sache halten, um zumindest aus unserer Sicht 
vermeintliche Hürden zu überwinden.

Der Rohstoffatlas wurde vor mittlerweile acht Jahren auf Initiative der Rohstoffwirt-
schaft ins Leben gerufen. Da geht es vor allem darum, belastbare Daten über Vor-
kommen, vor allem über zugängliche Vorkommen zu gewinnen. Wenn man den 
Weg der Digitalisierung, der uns eigentlich schneller zu Daten bringen sollte – das 
ist bisher leider noch nicht ganz der Fall, aber wir arbeiten weiterhin daran –, kom-
biniert mit ansonsten bestehenden Nutzungskonkurrenzen, würde ich das für eine 
sehr gute Sache halten. Von daher könnte ich mir vorstellen – Sie fragen nach 
einem Zeitrahmen –, dass das so schnell wie möglich sein sollte. Dass es nicht 
immer ganz so schnell geht, erleben wir ja auch in anderen Bereichen. Aber wenn 
man das in dieser Legislaturperiode starten könnte, wäre das schon sehr schön.

SV Dipl.-Ing. (FH) Georg Gerhäuser (Landesverband Bayerischer Bauinnungen): 
Damit ist alles Wesentliche gesagt. Wir schließen uns dieser Aussage vollkommen 
an. Wichtig ist, dass man die Rahmenbedingungen schafft, damit man nicht noch 
tausend Behördenbeteiligungen benötigt und Meinungen einholen muss; denn das 
kostet letztendlich Zeit, und die Auflagen werden in der Regel nicht weniger, son-
dern mehr; schließlich weiß jeder was dazu. Da legt man dann einen Katalog fest, 
unter welchen Voraussetzungen das dann möglich ist – dann ist das klar geregelt, 
und man braucht kein großes Genehmigungsverfahren mehr, sondern das geht 
dann relativ zügig. Das würden wir uns grundsätzlich für die Praxis wünschen: In 
Zukunft nicht so viel fragen. Da gibt’s den Spruch: Wer lang fragt, geht lang irr. – 
Demgegenüber bevorzugen wir klare Regeln, klare Richtlinien. An die hält man 
sich, und dann läuft es.

Abg. Martin Wagle (CSU): Es ist klar geworden, dass alle Baustoffe gebraucht 
werden, um bauen zu können. Aber man darf nicht davon ausgehen, dass immer 
alle Baustoffe in ausreichender Menge zur Verfügung stehen, auch wenn die Bau-
konjunktur wieder mal richtig anspringt. Gerade im Recycling-Bereich ist es, glaube 
ich, oft schwierig, entsprechende Größen zusammenzubringen, um das Material 
entsprechend verwerten zu können. Ich denke hier gerade an den ländlichen 
Raum, wo die Entfernungen größer sind und man gar nicht die Möglichkeit hat, zu 
recyceln, weil die Entfernungen zu groß sind. Jeder sammelt ein bisschen was. 
Haben Sie einen Vorschlag, wie man das darstellen könnte, um zu richtigen Grö-
ßen für sinnvolles Recycling zu kommen?
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Noch etwas: Mir sagt ein Bauunternehmer, dass es in unserer Region eigentlich 
überhaupt keinen Kies mehr gibt. Wir müssen den aus 50, 60 Kilometern Entfer-
nung holen. Er hätte jetzt Zugriff auf ein Grundstück, wo er Kies abbauen könnte. 
Aber das Genehmigungsverfahren dauert bis zu zehn Jahren. – Das ist völlig irre, 
sagt der Unternehmer: Da brauch ich gar nicht erst anzufangen. – Können Sie das 
bestätigen? – Einfach abzubauen wird nicht gehen. Auf welche Schritte kann Ihrer 
Meinung nach verzichtet werden? Wie stellen Sie sich ein sinnvolles Vorgehen vor, 
um diese Vorkommen zeitnah abbauen zu können? – Die Frage richtet sich an die 
Experten für Recycling, die Herren Schmidmeyer und Fetzer.

SV Stefan Schmidmeyer (Baustoff Recycling Bayern e. V. München): Zur Verfüg-
barkeit: Wir können mobil, aber auch stationär recyceln. Je größer die Mengen 
sind, die anfallen, und je komplizierter die Baustoffe sind und je hochwertigere Se-
kundärbaustoffe ich herstelle, desto eher brauchen wir stationäre Anlagen. Im länd-
lichen Bereich haben wir heute die Praxis: Mobil wird auf Baustellen gebrochen, 
wenn der Platz vorhanden ist und wenn die Zeit dafür da ist, um das vor Ort tun zu 
können. Es gibt auch die Möglichkeit, kleinere Mengen zu sammeln. Gerade im 
ländlichen Bereich haben wir Sammellagerplätze, auf denen nicht täglich gebro-
chen wird wie in einer normalen stationären Anlage, sondern vielleicht ein-, zwei- 
oder dreimal im Jahr. All das ist möglich.

Auf der Baustelle brauchen wir keine Genehmigung; da muss ich Herrn Gerhäuser 
widersprechen. Die haben wir noch nie gebraucht; wir mussten Material vor dem 
Wiedereinbau immer schon untersuchen. Aber das Procedere, die Dokumentation 
und die Analyseverfahren, um zum gleichen oder einem ähnlichen Ergebnis zu 
kommen wie vor der Ersatzbaustoffverordnung, sind zu aufwendig, zu teuer, zu 
lange. Vor der Ersatzbaustoffverordnung hat die Analyse auf der Baustelle vier Wo-
chen gedauert; dann konnten wir das Material verwenden. Jetzt haben Sie am 
Ende kein anderes Ergebnis – Sie können einbauen oder nicht –, müssen aber 
zweieinhalb bis drei Monate warten, um zum Zuge zu kommen bzw. weitermachen 
zu können. Das Ganze kostet das Drei-, Vier- bis Fünffache von dem, was es vor-
her gekostet hat. Alles wäre möglich mit den gleichen Verfahren, die wir auch vor-
her hatten, mit kostengünstigen Verfahren. Wir arbeiten seit zehn oder mehr Jah-
ren daran, dass das umgestellt wird. Das war bisher nicht machbar. Da könnte 
man sofort ansetzen.

Bei den Sammellagerplätzen im ländlichen Bereich haben Sie einfach das Pro-
blem: Bekommen Sie eine Genehmigung oder nicht? Oder machen Sie es einfach 
illegal? Illegal wollen die wenigsten solche Plätze installieren, sie werden aber oft 
dazu gezwungen. Wenn sie dann eine Genehmigung für ein Zwischenlager brau-
chen, für einen Sammellagerplatz zur zeitweiligen Aufbereitung, stellen die Behör-
den Anforderungen. Wenn Sie die Hürde Baurecht in einer Kommunen nehmen, 
werden von den Genehmigungsbehörden Anforderungen gestellt, als wenn Sie mit 
hoch gefährlichen, toxischen Bauabfällen umgingen. Sie müssen Anforderungen 
erfüllen für 5.000 oder 10.000 Tonnen aufbereiteter Menge im Jahr. Das ist wirt-
schaftlich nicht darstellbar. Sie haben Auflagen wie für eine Anlage, die 200.000 
oder 300.000 Tonnen unterschiedlichster Belastungsklassen pro Jahr durch-
schleust. Das ist wirtschaftlich nicht darstellbar. Das kann’s nicht mehr sein. – 
Genau da haben wir Probleme, so dass wir in der Fläche oft weite, kostenträchtige 
Transportwege hinnehmen müssen. Das Transportgut geht dann oft nicht ins Recy-
cling, sondern wegen dieser fehlenden Plätze irgendwo in eine Grube oder eine 
Deponie – oder wir fahren’s in die Tschechei hinüber, wenn wir in Grenznähe sind. 
Auch das wird gemacht. So vergeuden wir Rohstoffe, die wir dringend bräuchten.

SV Georg Fetzer (Bayerischer Industrieverband Baustoffe, Steine und Erden e. 
V.): Ich möchte auf die Frage von Herrn Wagle zur Abbauplanung antworten. Bay-
ern hat 18 Planungsregionen; die Abbauflächen für die Unternehmen werden in 
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Regionalplänen erfasst und in Vorrang- und Vorbehaltsgebiete aufgeteilt. Die Ge-
winnungsbetriebe konzentrieren ihre Abbauanträge auf die Vorbehalts- und Vor-
ranggebiete. Die Vorbehaltsgebiete sind ein sehr stumpfes Schwert – darüber 
haben wir heute schon gesprochen –, weil die Flächenkonkurrenz und die Nut-
zungsinteressen anderer uns zum Teil überholen. Grundsätzlich ist es möglich, Ab-
bauanträge auch im Außenbereich zu stellen. Eine Verfahrensdauer von zehn Jah-
ren ist schon sehr lange. In Vorrang- und Vorbehaltsgebieten spreche ich mal von 
drei bis fünf Jahren, wenn es sicherlich auch Ausnahmen gibt. Dann sind aber ir-
gendwelche Restriktionen vorhanden, die eine Abbaugenehmigung verhindern. 
Wenn alle Unterlagen vorliegen, alles fertig ist und passt, kann man schon von drei 
bis fünf Jahren sprechen – was ja auch schon ein langer Zeitraum ist.

Ein weiteres Problem ist die lange Zeit, die es dauert, bis die Regionalpläne fertig 
sind. In der Planungsregion 16 hat es jetzt fast 15 Jahre gedauert. An den alten 
Regionalplan haben sich alle Unternehmer gehalten; die Standorte im Unterallgäu 
und im Ostallgäu liegen in Vorbehalts- und Vorranggebieten. Nach 15 Jahren 
haben wir jetzt einen neuen Regionalplan bekommen. Das müsste dringendst be-
schleunigt werden. Stellen Sie sich vor, was in zehn, fünfzehn Jahren an Rohstof-
fen gewonnen wird! Da überholen wir den eigenen Regionalplan. Das führt tat-
sächlich dazu – im Allgäu ist das noch häufig der Fall, zum Glück, sage ich –, dass 
im Außenbereich, also nicht in Vorrang- oder Vorbehaltsgebieten, Gewinnungsstät-
ten genehmigt werden. Herr Hoffmann hat es eingangs schon gesagt: Wenn wir 
das nicht hätten und wenn wir uns auf Vorrang- und Vorbehaltsgebiete beschrän-
ken müssten, hätten wir in manchen Regionen tatsächlich keine Gewinnungsstät-
ten mehr. Der Umkehrschluss ist: Wir müssen schneller werden, entbürokratisie-
ren, alles einfacher machen. Wenn wir weiterhin so lange brauchen, bis 
Regionalpläne wieder belastbar sind, kommen wir nicht aus diesem Dilemma.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen Dank. Wir sind am Ende unse-
rer Anhörung. In Teilen lassen Sie uns ratlos zurück. Was Sie gesagt haben, müs-
sen wir sicherlich sehr intensiv nachbearbeiten. Ich habe eine letzte Runde für Sie. 
Sagen Sie uns mit einem einzigen Satz, was Sie verändern würden, wenn Sie in 
Verantwortung wären. Was ist Ihr wichtigster Punkt?

SV Dipl.-Ing. Robert Viktor Scholz (Architekten und Ingenieure): Wichtigstes Kri-
terium ist die Vereinfachung von Genehmigungsvorgängen, Gesetzen und Regula-
rien. Mehr Vorrang für den Wettbewerb, damit man ein Instrument gegen den 
Preisdruck bekommt. – Das wären wichtige Schritte.

SV Stefan Schmidmeyer (Baustoff Recycling Bayern e. V. München): Im Grunde 
genommen das Gleiche: Vereinfachung der Genehmigungsverfahren, eine Be-
schleunigung, überhaupt erst ermöglichen, da einzutreten, und die Umsetzung der 
bestehenden Regelungen in diesem Bereich anstatt der ständigen Versuche vor 
Ort, individuell noch eins draufzusetzen.

SVe Julia Möbus (Deutsche Säge- und Holzindustrie Bundesverband e. V.): Ein 
Bekenntnis der bayerischen Politik zur Rohstoffsicherung im Sinne von Planbarkeit 
für die Flächennutzungskulisse. Beim Thema der Genehmigungsverfahren schlie-
ße ich mich allen Vorrednern an.

SV Manfred Hoffmann (Arbeitsgemeinschaft Bayerischer Bergbau- und Mineral-
gewinnungsbetriebe e. V.): Die Ausweitung des Angebots ist ein marktwirtschaftli-
ches Mittel gegen Preiserhöhungen, das sich immer bewährt hat. Das bedeutet 
hier die Ausweitung des Flächenangebots für die Rohstoffwirtschaft und die Er-
möglichung von Dezentralität. Zentralität bedeutet auch Bevorzugung einzelner 
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Unternehmen, die sich Flächen gesichert haben, während andere Unternehmen 
außen vor sind.

SV Dipl.-Ing. (FH) Georg Gerhäuser (Landesverband Bayerischer Bauinnungen): 
Jetzt wird’s langsam schwierig, etwas Neues zu bringen. Aber letztendlich ist es 
so, wie meine Vorredner schon gesagt haben: Einfachere Genehmigungsverfah-
ren, klare Regeln, nicht so lange fragen, sondern einfach machen, und das mög-
lichst unter dem Aspekt der regionalen Verfügbarkeit.

SV Georg Fetzer (Bayerischer Industrieverband Baustoffe, Steine und Erden e. 
V.): Die Punkte wiederholen sich: Wir müssen einfach abspecken, müssen Regula-
rien, die nicht mehr beherrschbar sind, entschlacken, schlanker werden, massiv 
ausmisten. Es geht nicht um sinnvolle Regularien, sondern um Dinge, die doppelt 
und dreifach abgesichert sind. Das ist ganz wichtig. Und: Im LEP müssen wir die 
Rohstoffsicherung entscheidend und langfristig stärken. Die Bedarfszeiträume 
müssen auf 30 Jahre ausgelegt werden. Gewinnungsstätten und Betriebe sind 
langfristige Investitionen. Ein Zementwerk rechnet sich erst nach 50 Jahren, nicht 
vorher, weil die Investitionskosten so hoch sind. Wenn der Unternehmer keinen 
Steinbruch hinterm Haus für die Gewinnung seines Rohstoffs hat, fängt er gleich 
gar nicht an. Das könnte er auch gar nicht verantworten. Also: Längere Zeiträume!

SV Martin Drognitz (Bayerischer Industrie- und Handelskammertag e. V.): Jetzt 
werfe ich den IHK- und BHK-Hut wieder für die Wirtschaft in den Ring. Man muss 
zuerst an die Wirtschaft denken und schauen, woher das Geld kommt. Bayern und 
Deutschland – in dieser Reihenfolge – geht es gut, wenn es der bayerischen Wirt-
schaft gut geht. Ich kann mich allen Vorrednern nur anschließen. Wir bekommen 
von allen Unternehmen zu diesem Wust an Regelungen, die wir in den letzten 
60 Jahren inzwischen aufgebaut haben, gespiegelt: Wir müssen reduzieren und 
den Mut haben, anzufangen.

SV Alexander Stärker (Familienbetriebe Land und Forst Bayern e. V.): Es ist alles 
gesagt, nur nicht von jedem. – Ich will mich allem anschließen. Sehen Sie uns in 
Zukunft mehr als Ihren Partner, nicht mehr so sehr als Ihren Gegner.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Um Himmels willen, wer sieht Sie 
denn als Gegner?

SV Alexander Stärker (Familienbetriebe Land und Forst Bayern e. V.): Nicht Sie 
im Speziellen. Aber Sie wissen, dass die ganzen Regeln, über die wir gesprochen 
haben, darauf abzielen, uns eher als Gegner denn als Partner zu betrachten. 
Sonst gäbe es diese Regelungen nicht.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Komm! – Den Sachverständigen gilt 
mein herzlichster Dank. Wir verbringen noch ein bisschen Zeit im Gespräch. Ihnen 
alles erdenklich Gute; es war eine wirklich ganz hervorragende Veranstaltung in 
gutem Miteinander. Kommen Sie im Anschluss gut nach Hause.

(Schluss: 17:00 Uhr)
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